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Der Kampf in England.
Aus London wird uns vom 2. März geſchrieben:
Das engliſche Grubenproletariat reckt ſeinen rieſenhaften

Körper, und ſchon iſt eine ganze Welt von Auffaſſungen und
Anſchauungen zuſammengebrochen und in ihren Umriſſen ſieht
man bereits eine neue Welt r Die Arbeit ſteht
zum e als der alles beherrſchende Faktor des geſell
ſchaftli Lebens da, nicht nur in ihrer ſich auffällig offen
barenden Unentbehrlichkeit, ſondern auch in ihrer unüberwind-
lichen organiſatoriſchen Kraft. Noch vor wenigen Tagen, als
die Arbeiterpartei einen von ihr ſelbſt zunächſt nur als aka-
demiſch betrachteten Vorſchlag zur Einführung eines allge
meinen geſetzlichen Minimallohnes im Unterhauſe einbrachte,
da ließ die Regierung dieſen Vorſchlag durch einen ihrer

Subalternen mit ein paar altbackenen mancheſterlichen Phraſen
und womöglich noch faulen Witzen kurzerhand abtun. Und
heute? Händeringend bettelt der Miniſterpräſident die ge
wählten Vertreter der Bergarbeitergewerkſchaft an, ſie ſollten
die Regierung doch den Minimallohn parlamentariſch oder
außerparlamentariſch, geſetzlich oder ungeſetzlich, von den
Grubenherren erzwingen laſſen, und verlangt nur, daß die
Bergarbeiter mit Bezug auf die Höhe dieſes Minimallohnes
mit ſich reden laſſen. Die Bergarbeiter ſtehen aber da unge-
rührt, faſt wie ein Felſen. Sie haben ihre Forderungen nicht
in einer Stunde jugendlichen Uebermutes aufgeſtellt, ſondern
nach langer, reiflicher Ueberlegung, und die jetzt geforderten
Mindeſtlohnraten ſind ebenfalls erſt nach langen Beratungen
in zahlreichen Konferenzen und mühſam zuſtande gebrachten
Vergleichen zwiſchen fünf großen Bergarbeiterverbänden feſt
geſetzt worden, und ſtellen wohl das unreduzierbare Minimum
dar, womit ſich die Maſſen der Bergarbeiter ohne Nieberlage
abfinden wollen. Die primitiven Methoden des Schachers und
Abhandelns, in die die Regierung ihre Hoffnung ſetzt, ſind bei
einer Gewerkſchaft, die ſo großartig organiſiert, ſo kompliziert
und gegenſeitig kontrolliert iſt, wie der Bergarbeiterverband,
nicht am Platze.

Die Rede, die der Miniſterpräſident am Donnerstag
an die verſammelten Bergarbeiterdelegierten richtete, hat eine
hiſtoriſche Bedeutung. Sowohl formell, wie inhaltlich
bezeichnet ſie eine neue Epoche in den Beziehungen zwiſchen der
Staatsgewalt und der organiſierten Arbeiterklaſſe. Es bedarf
deshalb keiner Entſchuldigung, wenn wir ſie etwas ausführlicher
wiedergeben, als dies auf Grund telegraphiſcher Meldungen
möglich war.

Herr Asquith begann mit einigen Entſchuldigungen dafür,
daß er die Delegierten anzuſprechen wünſche und daß die Re
gierung in dieſem großen Kampfe zwiſchen Kapital und Arbeit
interveniert habe. Sie habe ſich dazu nur entſchloſſen, als ſie
ſah, daß die direkten Verhandlungen zwiſchen den beiden Par-
teien zu keinem Ergebnis führen würden. Aber auch abgeſehen
davon, fuhr der Miniſterpräſident fort, „hielten wir uns vor
Augen, daß Jhr Fall, der Fall der Kohleninduſtrie, in vielen
Beziehungen einzig daſteht. Zunächſt beſchäftigt ſie eine
enorme Zahl von Männern und Jünglingen in allen Teilen
dieſes Königreichs. Sie iſt eine Jnduſtrie, der unter von vielen
Geſichtspunkten un günſtigen Arbeitsbedingungen
eine Million unſerer Mitbürger ihre Energien, ihre tägliche
Kraft, den beſten Teil ihrer Jugend, ihres Mannes- und ſelbſt
Greiſenalters widmen. Wir ſind uns der Unbequem-
lichkeiten, der Mühen und Gefahren, die zum
täglichen Leben des Bergarbeiters gehören,
voll bewußt. Jch gehe aber einen Schritt weiter und ſage:
die Kohleninduſtrie iſt im wahren Sinne des Wortes das
Herzblut der Jnduſtrie des ganzen Landes, von
der alle Jnduſtrien ebenſo abhängen, wie unſer tägliches Brot
von der Land wirtſchaft. Mit anderen Worten es iſt eine
Grundbedingungnichtnur unſeres nationalen
Wohlergehens, ſondern unſerer nationalen
Exiſtenz, daß die Kohleninduſtrie unter ange-
meſſenen und gerechten Bedingungen betrie-
ben wird.“ Und weil der Stillſtand des Kohlengewerbes ſehr
ſchnell die ganze Volkswirtſchaft lahmlegen müßte, habe die
Regierung als Wächter und Kurator des Allgemeinintereſſes
der Nation, entgegen aller Gewohnheit, Sitte und Tradition,
die Pflicht und die Verantwortung auf ſich genommen, einen
gerechten Vergleich herbeizuführen.

Die Regierung, fuhr Asquith fort, hat die Streitfrage ſehr
eingehend und ohne jede Voreingenommenheit ſtudiert, und die
Schlußfolgerung, zu der ſie gelangt, iſt die: „daß der Be
weis dafür erbracht worden iſt, daß die Unter-
tagearbeiter im Kohlengewerbe bei genügen-
der Bürgſchaft gegen Nißbrauch einen gerech-
ten Minimallohn erhalten ſollten.“ „Das
iſt nicht bloß was die Politiker eine akademiſche
Schlußfolgerung nennen Gs iſt die Auffaſſung, zu der
wir nach eingehender Prüfung des Takſachenmaterials ge-
kommen ſind, und wir ſind entſchloſſen ihr Gel-
tung zu verſchaffen. Es iſt nicht unſere Abſicht,
daß der Widerſtand einer zuſammenſchrum p-
fenden Minderheit der Grubenherren die Gr-
reichung eines Zieles endlos vergögern ſoll,
daß ſie ſich ſehr richtig geſetzt haben und das
unſerer Ueberzeugung nach mit der Gerechtig-
keit und mitdenbeſten Jntereſſen der Geſamt-
heit übereinſtimmt.“

Das ſind die Worte des engliſchen Miniſterpräſidenten. Wie
immer auch der Generalſtreik der Bergarbeiter ausgehen mag,
dieſe Worte werden nicht wieder verhallen, nicht nur die Berg-
arbeiter, ſondern die geſamte Arbeiterſchaft Englands, und vor
allem auch die Bergarbeiter anderer Länder, werden ihrer lange
gedenken.

Dies vorausgeſchickt, wandte Asquith ſeine ganze Advokaten-
redekunſt, ſein ganzes diplomatiſches Geſchick dazu auf, um in
der ſüßeſten, ſchmeichelhafteſten Form, der er fähig iſt, die
Bergarbeiterdelegierten zu überreden, daß es nach alledem doch
nur recht und billig ſei, über die Höhe des ſo im Prinzip ſchon
ſo gut wie ſiegreich errungenen Minimallohnes ſich in Ver
handlungen einzulaſſen. Die Regierung ſei bereit, ſich zur
Erzwingung des Minimallohnes zu verpflich-
t en, aber ſei es zu viel verlangt, daß ſie bei ihrer Aktion nicht
an ſtarre Ziffern gebunden ſei, ſondern in dieſer Beziehung über
eine mäßige Ellbogenfreiheit verfüge? Die Regierung gebe
zu, daß der Kampf des Bergarbeiterverbandes, ſoweit die große
Maſſe ſeiner Mitglieder in Betracht komme, ein ſelbſtloſer
Kampf ſei, denn nur die ſchlechteſtgeſtellten Bergarbeiter, eine
Minderheit von etwa 20 bis 25 Prozent werde durch den
Minimallohn eine Lohnerhöhung erhalten. Jſt es nicht weiſe,
daß man bei der Erkämpfung eines ſo ſelbſtloſen erhabenen
Zieles verſucht, mit Bezug auf beſtimmte Zahlen zu einem
billigen Vergleich zu kommen? Mit einem Hinweis auf die
furchtbare Verantwortung, eine Verantworkung,
deren ſich die Bergarbeiter ſicher bewußt ſeien, die jeder Teil,
der ſich auf einen ſtarren Standpunkt verſteife, zu tragen habe,
und mit einer nochmaligen Verſicherung der Sympathie der
Regierung für den Kampf der Bergarbeiter ſchloß der Miniſter
präſident ſeine Rede.

Die Antwort der Bergarbeiterdelegierten war die, daß ſie auf
den von der Delegiertenkonferenz am 2.
feſtgeſetzten Minimallohnraten beſtehen müſſen.
ſtanden feſt wie ein Felſen.

Die Erfahrung iſt doch eine unvergleichliche Lehrmeiſterin.
Jetzt zeitigen die Lehren, die der Eiſenbahnerſtreik des
vorigen Jahres und ſeine Beilegung geliefert, ihre Früchte.
Man vergleiche doch die Haltung der Regierung von damals
und heute. Damals hochmütige Drohungen gegen die Arbeiter
und höfliche Entſchuldigungen den Eiſenbahndirektoren gegen
über. Heute Drohungen gegen die Grubenherren und ſchmeichel-
hafte Bitten an die Arbeiter. Damals ließen ſich die Vor
ſtände der Eiſenbahnerorganiſationen, die ohne feſte Direktiven
und ohne Grund eines ganz allgemeinen Mandates verhandel-
ten, ſchließlich auf ein Kompromiß ein, das in der Folge viel
Unzufriedenheit und Erbitterung unter den Eiſenbahnern ge
ſchaffen hat. Jetzt kann der Vorſtand des Bergarbeiterver
bandes keinen einzigen neuen Schritt unternehmen ohne vor
herige Zuſtimmung der faſt ununterbrochen tagenden Dele-
giertenkonferenz, und durch dieſe kontrollieren die gewaltigen
Maſſen der Bergarbeiter ſelber vollkommen die Lage in allen
ihren Einzelheiten.

Die außerordentliche ſozialpolitiſche Bedeutung des An-
erbietens des Miniſterpräſidenten, einen Minimallohn für
Bergarbeiter geſetz lich einzuführen, liegt auf der Hand. Vor
14 Tagen hatte noch mancher Liberale die leibhaftige Revolu
tion in einem ſolchen Vorſchlag erblickt, heute iſt die geſamte
Bourgeoiſie ſo hilflos der Gnade der Arbeiter ausgeliefert,
daß ſelbſt die Konſervativen kaum ein Wort der Kritik gegen
den Vorſchlag wagen. Herr Asquith mag noch ſo viel von den
„außerordentlichen Umſtänden der Bergarbeiter reden, es
bleibt Tatſache, daß die Regierung fich auf einen geſetzlichen
Minimallohn für eines der höchſtqualifizierten und beſtent-
lohnten Gewerbe verpflichtet hat. Ob dieſer nun geſetzlich ein-
geführt wird oder nicht, ſo wird dieſe neue Tatſache ihre Wir-
kung auf die anderen Gewerbe ausüben.

Das unbequeme Feſthalten der Bergarbeiter an ihren Forde-
rungen iſt aber auch aus einem anderen Grunde geradezu ein
Gebot der Notwendigkeit. Die Vorſchläge der Regierung ent-
halten nämlich etwas, was ungleich gefährlicher iſt, als eine
etwaige Reduzierung der Minimallohnraten an ſich. Das iſt,
daß deren Feſtſetzung paritätiſchen Schiedsgerichten in den ein-
zelnen Diſtrikten mit einem Regierungsvertreter als ausſchlag-
gebendem Vorſitzenden überlaſſen werde. Das liefe alſo auf
die Feſtſetzung der Minimallöhne durch einen
amtlichen Schiedsrichter hinaus, und von ſolchen
obligatoriſchen Schiedsſprüchen wollen die Bergarbeiter unter
keinen Umſtänden hören. Sie werden dafür ſchon deshalb nicht
zu haben ſein, weil ſie darin nicht nur den Verzicht auf ihre
völlige Aktionsfreiheit, ſondern vor allem auch den Verzicht
auf das ungehinderte Streikrecht erblicken.

Unter dieſen Umſtänden iſt es recht problematiſch, was die Re
gierung auf geſetzgeberiſchem Wege ausrichten kann. Ein ge
ſetzlicher Minimallohn „mit hinreichenden Bürgſchaften“ gegen
deſſen Mißbrauch wurde von den Arbeitern vielleicht ſchon an
ſich als ein Dangergeſchenk betrachtet werden, wenn aber das
Geſetz auch noch die Höhe des Minimallohnes einem Schieds-
richter überlaſſen wollte, dann werden die Bergarbeiter nicht
dafür zu haben ſein. Ein Geſetz aber, dem die Bergarbeiter
nicht ihre Zuſtimmung geben, iſt ein Wiſch Papier. Ein
Geſetz kann wohl die Grubenherren zwingen, weil man auch
ohne ſie ſehr gut auskommen kann, nicht aber die Bergarbeiter,
weil ſie unentbehrlich ſind.

Wie die Führer der Bergarbeiter dieſen gewaltigen Kampf
bisher in einer über alle Maßen lobenswerter und bewunde-
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Maſſen in den Revieren eine muſterhafte und voller Sieges-
zuverſicht. Freilich, die Gefahr iſt noch lange nicht vorbei.
Herr Asquith, der die Arbeiter ſo devot anflehen konnte, iſt ein
ſchlauer Fuchs und wird, wenn nötig, auch die Zähne eines
Tigers zeigen. Bleiben aber die Arbeiter ſo einig und ent-
ſchloſſen wie bisher, dann ſind die herrſchenden Klaſſen am Ende
ihres Lateins.

Wirkungen des Generalſtreiks.
London, 8. März. Die Folgen des Bergarbeiterſtreiks

machen ſich auch bereits in anderen Berufen bemerkbar. Jn
London wurde einer großen Anzahl Dockarbeiter angekündigt,
daß ſie die Arbeit niederlegen müſſen. Jn Greenwich iſt zahl-
reichen Arbeitern gekündigt worden. Jn Glasgow ſind
die Kohlenpreiſe auf 50 Mk. per Tonne geſtiegen. 3000 Kohlen-
arbeiter ſind entlaſſen worden. Jn Leeds ſind die Gießereien
von Caghlan geſchloſſen worden, in Middleborough ſtellten die
Hochöfen den Betrieb ein und ſämtliche Aufträge werden ab
gelehnt. Jn Kardiff werden alle Metallfabriken drei bis vier
Tage ihren Betrieb einſtellen. Jn Swanſea ſind 10000 Ar
beiter beſchäftigungslos. Jn Cheffield ſind 4000 Arbeiter ent
laſſen worden. Jn Lincoln haben die großen Ziegeleien von
Great Flotton die Arbeiten eingeſtellt. Jn Dova ſind die
Kohlenſtationen der Dampfer, welche den Verkehr zwiſchen
Calais vermitteln, geſchloſſen. Jn Liverpool werden keine
Kohlen mehr befördert. Jn Derby haben mehrere Metall
fabriken geſchloſſen. Jn Mancheſter können nur wenige Webe-
reien den Betrieb während einiger Tage aufrecht erhalten, die
Stahlwerke nur noch acht Tage. Jn Neucaſtle haben ſich 3000
Transportarbeiter dem Ausſtande angeſchloſſen. Jn Chields
ſind 1000 Transportarbeiter entlaſſen worden. Jn der Graf-
ſchaft Wales iſt der Betrieb an ſämtlichen Hafenplätzen einge
ſtelkt. Die Metallgießereien, Ziegeleien uſw. ſind geſchloſſen.

Nach einem Telegramm aus Neucaſtle haben die Mit
glieder des Eiſenbahnangeſtellten- Verbandes angeregt, daß der
Verband ſie anweiſe, den Transport von Truppen
während des Streiks zu verweigern.
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Alle Räder ſtehen ſtill
London, 4. März. 1 Millionen Arbeiterfeiern.

Eine Million Grubenarbeiter freiwillig, eine halbe Million
Arbeiter anderer Jnduſtriezweige hat durch ſie bereits den
Lebensunterhalt verloren. 16 Bahnhöfe in London werden
morgen oder übermorgen ihre Pforten ſchließen. Der Bahn
verklehr im ganzen Lande wird auf ein Minimum reduziert
werden. Viele Schiffe haben keine Kohlen mehr,
die Handelsſchiffe an der Oſtküſte ſtellen bereits ihre Fahrten
ein. Die Truppen werden für alle Fälle bereit gehalten. Man
traf ſpeziell im Lager zu Alderſhot umfaſſende Vorkeh
rungen für ſchnelle Truppenbewegungen. Die internationale
Ausſtellung in Liverpool, deren Eröffnung für den 25. Mai
geplant war, wurde wegen des Streiks auf nächſtes Jahr ver
ſchoben.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 4. März 1912.

Mundtotmachung und Hinauswurf im Klaſſenhauſe.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus beriet am Sonnabend den

Jnitiativantrag des konſervativen Abg. Brandenſtein
über Aenderung der Geſchäftsordnung. Obwohl
der Antrag ſeinem Wortlaut nach lediglich die veralteten Be-
ſtimmungen der Geſchäftsordnung beſeitigen will, handelt es
ſich doch, wie die Vorgänge der letzten Jahre bewieſen haben,
um den Verſuch, aufs neue die Rechte der Minderheit, vor
allem der Sozialdemokraten zu ſchmälern.

Genoſſe Hirſch erklärte rund heraus, daß die Konſervativen
mit ihren fortwährenden Anträgen auf Aenderung der Ge
ſchäftsordnung doch nur auf die Mundtotmachung der ſozial-
demokratiſchen Gruppe ausgehe und daß ſie damit den Neben
zweck verfolgen, die Sozialdemokraten als die Störenfriede
erſcheinen zu laſſen, die das Haus in ſeinen Arbeiten hindern
wollten. Unſer Redner wies aber nach, daß in Wahrheit der
junkerliche Uebermut und die oſtelbiſche Unziviliſiertheit das

ftigte dieſes
Urteil durch einige Sätze Ludwig Thomas über das Drei-
aſſenhaus, die den Junkern wie Muſik in die Ohren geklungen
haben dürften. Seinen Eindruck im Lande dürfte es nicht
verfehlen, daß unſer Genoſſe die Formulare verleſen konnte,
die der Dreiklaſſenpräſident immer bereit hat, um wider
ſpenſtige Abgeordnete, gegen die die Ausſchließung ausge
ſprochen iſt, durch die Polizei hinauswerfen zu laſſen. Schließ-
lich ging der Antrag an die Geſchäftsordnungskommiſſion.

Werfen Sie den Kerl hinaus! Jn der vorerwähn-
ten Debatte hatte Genoſſe Hirſch feſtgeſtellt, daß ein beſonderes
Formular exiſtiert, das die Anweiſung an die Polizei enthäkt,
einen Abgevrdneten gewaltſam aus dem Sitzungsſaale zu ent
fernen. Dieſes intereſſante Dokument preußiſcher Parlaments
Kultur hat folgenden Wortlaut:

„Das Mitglied des Hauſes Herr iſtS 64 der Geſchäftsordnung des Abgeordnetenhauſes r
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Feſt des heutigen Tages von der Sitzung ausge
ſchloſſen, hat ſich jedoch ungegchtet der von mir erlaſſenen
Aufforderung dazu nicht entfernt. Hiermit erſuche ich
den königlichen Polizeileutnant (Hauptmann)
den genannten Abgeordneten, der, wie erforderlich,
durch einen von mir beſtimmten Beamten des Abgeordneten-
haufes bezeichnet werden wird, aus dem Sitzungsſaal des
Hauſes zu entfernen.“

Die neue Heeresvorlage.
Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt:

Jn mehreren Blättern wird der Umſtand, daß die Wehr-
vorlagen dem Reichstage noch nicht zugegangen ſind,
auf eine vermeintliche Unentſchloſſenheit der Reichsleitung
über ihren Umfang zurückgeführt. Dieſe Annahme iſt völlig
haltlos. Die neuen Wehrforderungen, die ausſchließlich nach
den Bedürfniſſen der nationalen Verteidigung aufgeſtellt
ſind, ſtehen in ihren Grundlagen ſeit längerer Zeit
feſt. Die Ausarbeitung ſowohl dieſer Geſetzentwürfe als
auch der dazu gehörigen Deckungsvorſchläge wird dieſer Tage
abgeſchloſſen. Die Vorlagen gehen dann ſofort an den
Bundesrat und nach deſſen Beſchlüſſen an den Reichstag.

Die Militäriſch- Politiſche Korreſpondenz verbreitet die
Mitteilung, daß zwei neue Armeekorps aufgeſtellt
werden; das eine kommt in die Reichslande, das andere nach
Oſtpreußen. Damit ſagt die genannte Korreſpondenz abſolut
nichts neues, zudem hat das Kriegsminiſterium mehr als ein
mal ausdrücklich erklärt, daß dieſer Korreſpondenz dort
keinerlei Auskünfte erteilt werden. Der Umfang der
neuen Militärvorlage wird keinerlei Ueberraſchungen bringen,
weit größer iſt das Jntereſſe daran, wie die Mittel zur
Deckung der enormen Mehrausgaben aufgebracht werden
ſollen. Die bürgerlichen Parteien im Reichstage werden der

Militärvorlage einmütig zuſtimmen; jeder Zweifel daran
iſt ausgeſchloſſen. Um ſo größere Schwierigkeiten wird natür-
lich die Deckungsfrage bieten und da beſteht nach den bis-

herigen Erfahrungen die ernſte Befürchtung, daß ſchließlich
doch wieder die Laſten auf die Maſſen überbürdet
werden.

Gegen die Erbſchaftsſteuer. Die ſächſiſche Landes-
verſammlung des Bundes der Landwirte nahm am Sonn-
abend in Dresden eine Reſolution an, in der geſagt wird, daß
die Koſten zur Stärkung der Wehrmacht des Reiches in erſter
Linie von den Jntereſſenten der Weltpolitik und
vom ſpekulativen Gewinn getragen werden müßten.

Die Suspendierung des Kartoffelzolls.
Die Deutſche Tageszeitung, das Blatt des nimmerſatten

Agrariertums, kann ſich über die Aufhebung des Kartoffel-
zolles für die Zeit vom 15. Februar bis zum 30. April noch
nicht beruhigen und die Reichsregierung wird deshalb zum
wiederholten Male abgekanzelt. Die Regierung habe „ohne
gefetzliche Grundlage“ gehandelt und hätte die Zuſtimmung
des Reichstages einholen müſſen. Der Zollvereinigungsver-
trag von 1867 gebe dem Bundesrate keinerlei Anhalt, einen
Zoll aufzuheben; wohl aber beſage der Abſatz 8 des Artikels 15,
daß ein einzelner Bundesſtaat berechtigt ſei, Zölle zu erlaſſen,
daß er aber auch verpflichtet ſei, die betreffenden Summen
aus ſeiner Taſche dem Reich zurückzuvergüten. Die Deutſche
Tageszeitung ſchließt:

Wie geſagt, wir müſſen es auch nach den Ausführungen
des Herrn Reichsſchatzſekretärs in der Budgetkommiſſion ab-
lehnen, die vom Bundesrate vorgenommene Suspendierung
des Kartoffelzolles als auf rechtlicher Grundlage er-
folgt, anerkennen. Wir halten dieſe Maßnahme für nur
künſtlich und unzureichend begründet. Die Angelegenheit iſt
aber von ſchwerſter prinzipieller Bedeutung, denn wo iſt da
eigentlich die Grenze? Theoretiſch könnte nach der Deduk-
tion des Reichsſchatzſekretärs der Bundesrat ja aus „vBillig-
keitsrückſichten“ jeden andern Zoll, z. B. die Ge
treidezölle, ſuspendieren, ohne den Reichstag zu fragen.
Leute, die das für „billig“ halten, wird er ſicher finden. Und
die Herren Brentano, Gothein uſw. werden auch gerne bereit
ſein, ihm dieſe „Billigkeit“ ſogar „wiſſenſchaftlich“ (wie ſie
es verſtehen) zu begründen. Wir hoffen nach allem, daß in
dieſer Frage das letzte Wort noch nicht geſprochen iſt und daß
man im Plenum des Reichstags Gelegenheit nehmen wird,
auf die Angelegenheit mit aller Gründlichkeit zurückzu
kommen.

10 Chadſchi 2 Murat. [Nachdr. verb.
Roman von Leo Tolſtoi.

Als der Fürſt eintrat, hob ChadſchiMurat ſogleich den darob
ſehr erſtaunten und beleidigten Buljka vom Schoße und richtete
ſich empor, wobei der ſorglos launige Ausdruck ſeines Geſichtes
verſchwand und eine ernſte, ſtrenge Miene an deſſen Stelle
trat. Er ſetzte ſich erſt wieder, als auch Woronzow Platz ge-
nommen hatte. Er nahm den Faden des Geſpräches mit Maria
Waſſiljewna wieder auf und erklärte ihr, es beſtehe bei ihnen
ein ſolches Geſetz, daß alles, was einem Freunde gefalle, ihm
auch hingegeben werden müſſe.

„Dein Sohn ſehr lieb, guter Freund,“ ſagte er auf ruſſiſch,
während ſeine Hand das Lockenhaar Bulfjkas ſtreichelte, der ſich
ihm wieder auf den Schoß geſetzt hatte.

„Er iſt ein ganz prächtiger Menſch, dein Räuberhauptmann,“
bemerkte die Fürſtin auf franzöſiſch zu ihrem Gatten. „Buljka
fand Gefallen an ſeinem Dolche, und er machte ihm das koſt-
bare Stück ſogleich zum Geſchenk.“

Buljka zeigte dem Stieſvater den Dolch.
„Eine ſehr wertvolle Waffe,“ ſagte Woronzow, gleichfalls auf

franzöſiſch. „Jch muß Gelegenheit finden, ihm ein Gegen-
geſchenk zu machen.“

Chadſchi-Murat ſaß mit geſenktem Blicke da, ſtreichelte immer
wieder den Kopf des Knaben und murmelte dabei: „Dſchigit,
Dſchigit!“

„Wirklich ein ſehr ſchöner Dolch,“ ſagte Woronzow und zog
die ſcharf geſchliffene, damaszierte Klinge mit der Rinne in der
Mitte halb aus der Scheide. „Bedankl' dich nur dafür!“ ſprach
er zu dem Kleinen, und zum Dolmetſcher gewandt, ſagte er:
„Frag' ihn, womit ich ihm dienen kann.“

Der Dolmetſcher überſetzte ſeine Worte, und Chadſchi-Murat
antwortete, daß er keine Wünſche habe, und nur darum bitte
er, daß man ihm jetzt die Möglichkeit geben möchte, ſein Gebet
zu verrichten. Woronzow rief den Kammerdiener und befahl
ihm, Chadſchi-Murat in ein Zimmer zu führen, in dem er un
geſtört beten könnte.

Als Chadſchi-Murat allein war, verwandelte ſich ſogleich der
Ausdruck ſeines Geſichtes: an die Stelle der zufriedenen, zu
vorkommend- feierlichen Miene, die es vorher gehabt, trat ein
Zug von tiefer Beſorgnis.

er Empfang, den ihm Woronzow bereitet, war weit beſſer,
als er erwartet hatte. Aber je entgegenkommender dieſer Emp-
fang war, deſto weniger traute Chadſchi-Muxat Woronzow und
ſeinen Offizieren. Er hatte alle möglichen Befürchtungen: daß
man ihn einkerkern, ihn feſſeln und nach Sibirien verſchicken

Dieſes Vorgehen der Agrarier beweiſt, wie habgierig ſie
ſind und wie gmeingefährlich ihr Tun wirkt. Nur keine billi-
gen Kartoffeln und kein billiges Brot dem Volkel Dabei
bringt die kurze Suspenſion des Kartoffelzolles überhaupt noch
keine Verbilligung der unerhört hohen Kartoffelpreiſe!

Neuregelung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe.
Vor einigen Tagen hat das Reichsamt des Jnnern den

Bundesregierungen den Entwurf eines Geſetzes zur Neurege
lung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe zur Begutachtung
übermittelt. Der Entwurf iſt die Frucht einer jahrzehnte
langen Agitation der Handlungsgehilfen Organiſationen,
wenngleich er bei weitem nicht alle Wünſche der Angeſtellten
erfüllt. Der Entwurf bricht erfreulicherweiſe mit dem Brauch,
der Gewerbeordnung einen neuen Flicken aufzuſetzen. Er faßt
alle Beſtimmungen über die Sonntagsruhe zuſammen. Jn-
folgedeſſen werden auch ſolche Gewerbszweige von ihm erfaßt,
die der Gewerbeordnung nicht unterſtellt ſind, wie z. B. die
Verſicherungsgeſellſchaften und Konſumvereine. Leider ent
hält auch dieſer Entwurf noch inſofern eine Lücke, als er ganz
unberechtigterweiſe die nicht gewerblichen Betriebe und
Bureaus freiläßt. Dadurch wird von neuem ein großer Teil
der Privatangeſtellten, namentlich die Bureauangeſtellten, von
der Sonntagsruhe ausgenommen.

Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen den offenen Verkaufs-
ſtellen und den Kontoren des Handelsgewerbes ohne ſolche
offenen Verkaufsſtellen. Zu einem völligen Verbot der Sonn-
tagsarbeit in offenen Verkaufsſtellen (Ladengeſchäften) kommt
der Entwurf nicht. Er ſetzt für dieſe als Höchſtmaß der Be
ſchäftigungszeit am Sonntag drei Stunden feſt, dje in Orten
mit Landbevölkerung auf vier Stunden erweitert werden kann.
Durch Ortsſtatut kann die vierſtündige Beſchäftigung für alle
oder einzelne Gewerbszweige eingeſchränkt oder ganz unter-
ſagt werden. An höchſtens ſechs Sonn und Feſttagen im
Jahre kann die Polizeibehörde eine Beſchäftigung bis zu zehn
Stunden zulaſſen.

Ganz und gar rückſtändig erweiſt ſich der Entwurf bei der
Regelung der Sonntagsarbeit in Kantoren. Anſtatt hier die
Sonntagsarbeit gänzlich zu verbieten, läßt er eine Arbeitszeit
von höchſtens zwei Stunden zu, die durch Ortsſtatut oder Be-
ſtimmung des Regierungspräſidenten zugelaſſen werden kann.
Es wird Aufgabe des Reichstags ſein, wenn ihm im Herbſt
der Entwurf zur Beratung vorliegt, nicht nur dieſe Durch-
brechung der Sonntagsruhe zu beſeitigen, ſondern auch das
Geſetz auf die nichtgewerblichen Bureaus auszudehnen.

Leutnant und Poliziſt.
Der ſchlagende Offizier bleibt ſtraffreil

Ein Aufſehen erregendes Urteil iſt vom Oberkriegsgericht in
München gefällt worden. Der bürgerlichen Preſſe wird dar-
über geſchrieben: Am 18. Mai v. J. ließ ſich der Leutnant Fried-
rich Eberle vom 1. Fußartillerieregiment im Zentrum der
Stadt im Färbergraben eine Uebertretung der Straßenpolizei
durch Verunreinigung der Straße zuſchulden
kommen. Eberle hatte den ganzen Nachmittag über mit einem
Bekannten gekneipt. Ueber das Gebaren des Offiziers der
ſich überdies in Zivilkleidung befand, entrüſteten ſich Paſſanten,
und ein zufällig des Weges kommender Schutzmann ſtellte
Eberle zur Rede und verlangte die Angabe ſeines Namens.
Eberle verweigerte dieſen unter beleidigenden Ausdrücken,
worauf der Schutzmann den Leutnant für verhaftet erklärte
und ihn auf die Polizeiwache führte. Unterwegs blieb Eberie
plötzlich ſtehen, ſchlug, vermutlich mit ſeinem Schlüſſelbund,
den Schutzmann mehrmals auf den Kopf und in das
Geſicht, ſo daß er zuſammenbrach. Als ſich der Schutz
mann wieder erhoben hatte, ſchlug ihn Eberle neuerdings z u
Boden. Mit Hilfe eines weiteren Schutzmannes wurde Eberle
dann auf die Polizeidirektion gebracht, wo er ſich in renitenter
Weiſe den Beamten gegenüber benahm. Er be dauerte unter
anderem, daß er keinen Stock bei ſich gehabt habe, ſonſt läge
der Schutzmann jetzt draußen auf der Straße. Der
Schutzmann erlitt neun Verletzungen am Kopf und im
Geſicht deren Folgen derartig bedenkliche ſind, daß er auf
ärztliches Gutachten hin vorläufig auf ein Jahr penſio-
niert werden mußte. Das Kriegsgericht verurteilte ſeiner-
zeit Eberle zu einem Monat Gefängnis und fünf
Mark Geldſtrafe. Das Oberkriegsgericht bob geſtern dieſes
Urteil auf und ſprach den Angeklagten frei. Maßgebend war
dem Gericht das Gutachten eines Oberſtabsarztes, der ſich dahin
ausſprach, daß Eberle, der „erblich in nervöſer Hinſicht bekaſtet“

and gehandelt habe und daß
51 des Reichsſtrafgeſetzbuches

iſt, in pathologiſchem Rauſchzu
ihm deshalb der Schutz des
zugebilligt werden müſſe.

Das iſt ein herrliches Bild bayeriſch deutſcher Zuſtände und
Juſtiz. Wenn ein Arbeiter oder ein „Gemeiner“ einen
Poliziſten halb tot geſchlagen hätte, ob man ſeine erbliche
Belaſtung auch in Rückſicht gezogen hätte

Kriegstreiber.
Die außerordentlich zahlreichen inaktiven Generale beginnen

immer mehr, ſich recht unangenehm bemerkbar zu machen. Die
hohen Penſionen, die ſie aus den Taſchen der Steuerzahler be-
ziehen, ſichern ihnen ein ſorgenfreies Leben, und da ſie ſich meiſt
einer beneidenswerten körperlichen und vielfach auch geiſtigen
Friſche erfreuen, verſuchen ſie, ſich politiſch zu betätigen. Man
denie nur an die Keim, Liebert, Klöden, Wrochem und Bern-
hardi. Alle dieſe Herren ſehnen einen Krieg förmlich herbdei,
und ihr ganzes Wirken trägt dieſer Sehnſucht Rechnung. Gene-
ral Bernhardi wird demnächſt ein neues Werk erſcheinen laſſen,
das von der Poſt mit einem wahren Freudengeheul begrüßt
wird. Dieſe Tatſache läßt einen ſicheren Rückſchluß auf die
Tendenz des Buches zu. Die Poſt iſt auch bereits in der Lage,
Auszüge aus dem Werk des Generals Bernhardi zu bringen,
und dieſe Bruchſtücke rechtfertigen die Annahme, daß es ſich um
eine Tendenzſchrift nicht unbedenklicher Art handelt. Wir wollen
aus den Auszügen nur die folgende Probe bringen:

Wenn die Reichsregierung geglaubt hat, unter den heutigen
Verhältniſſen den Krieg vermeiden zu müſſen, läßt doch die
Weltlage erkennen, daß es ſich nur um eine kurze
Friſt handeln kann, bis wir von neuem vor die Frage ge-
ſtellt ſein werden, ob wir mit dem Schwerte für unſere
Weltſtellung eintreten oder auf eine ſolche überhaupt verzich-
ten wollen. Warten dürfen wir keinesfalls, bis un-
ſere Gegner ihre Rüſtungen vollendet haben und ihrer-
ſeits den Augenblick zum Angriff für gekommen halten.

General Bernhardi fühlt ſich anſcheinend berufen, in der
Rolle des freiwilligen Regierungskommiſſars die Begründung
der neuen Militärvorlage zu übernehmen. Ueber die Abſichten,
die damit verfolgt werden, kann eine Unklarheit nicht beſtehen;
die Hintermänner der Poſt lechzen nach Profit.

Deutſches Reich.
Kuhhandel um das Reichstagspräſidium. Die National-

zeitung, das Berliner Organ der Nationalliberalen, berichtet:
„Zwiſchen den verſchiedenen Fraktionen im Reichstage finden
gegenwärtig Beſprechurgen ſtatt, um die Möglichkeit
eines gemeinſamen Zuſammengehens der
bürgerlichen Parteien ins Auge zu faſſen. Als Ver-
treter der Nationalliberalen iſt der Abg. Baſſermannbe-
auftragt, die Verhandlungen zu führen, die jedoch noch
nicht zu beſtimmten Vorſchlägen gediehen ſind. Jn erſter Linie
kommt als nationalliberaler Präſidentſchaftskandidat wieder
der Abg. Paaſche in Betracht, den man allerdings nicht zum
drittenmal in die peinliche Lage bringen dürfte, nach der Wahl
auf den Poſten verzichten zu müſſen. Die Ausſichten auf
eine Verſtändigung ſind bis zur Stunde außerordent-
lich gering, da man in der nationalliberalen Fraktion weder
einem ausgeſprochenen Präſidium der Linken, noch einem der
Rechten geneigt iſt.“

Die Nationalliberalen flehen die Konſervativen an. Die
Nationalzeitung ſchreibt weiter: z

Ueber die vorausſichtliche Beſetzung des Reichstagspräſi-
diums fanden heute, Sonnabend, erneute Beſprechungen im
Reichstage ſtatt, u. a. zwiſchen den Abgeordneten Baſſermann
und Dove, die jedoch ein Ergebnis nicht gebracht haben.
Namentlich auf ſeiten der Rechten läßt man es an poſi-
tiven Vorſchlägen fehlen und ſucht die Frage dila-
toriſch (verſchleppend) zu behandeln. Falls damit der Zweck
verfolgt wird, die Situation noch verwickelter zu geſtalten,
und es bei der Neuwahl wieder auf eine Kraftprobe an-
kommen zu laſſen, ſo müßten ſich die Jntranſigenten (Un-
verſöhnlichen) ſagen, daß dieſe Politik nicht nur gefähr-
lich iſt, ſondern auch auf lebhaften Widerſpruch ſtoßen wird,
da das deutſche Volk den berechtigten Wunſch hat, endlich
dieſe Frage in geziemender Weiſe gelöſt zu ſehen,
ohne zum Geſpött des Auslandes herzuhalten.

Die Nationalliberalen ſind alſo ſchon ſoweit, daß ſie in
aller Oeffentlichkeit die Konſervativen anbetteln, damit
der Reichstag „nicht zum Geſpött des Auslandes“ wird. Nun
werden die Konſervativen wohl ein Einſehen haben.

oder einfach töten würde, und er glaubte darum nicht vorſichtig
genug ſein zu können.

Er fragte Eldar, der ihn aufſuchte, wo die Muriden unter-
gebracht ſeien, wo ſich die Pferde befänden, und ob man ihnen
die Waffen abgenommen habe.

Eldar antwortete, die Pferde ſtänden im fürſtlichen Marſtall,
und die Leute befänden ſich in einem Schuppen; die Waffen
habe man ihnen belaſſen, und für ihre Bewirtung mit Speiſe
und Trank habe der Dolmetſcher Sorge getragen.

Chadſchi-Murat ſchüttelte, während er ſeine Vorbereitungen
zum Gebet traf, verwundert den Kopf. Nachdem er gebetet
hatte, ließ er ſich einen ſilbernen Dolch bringen, kleidete ſich an,
umgürtete ſich und hockte in Erwartung der Dinge, die da kom-
men würden, auf dem niedrigen Diwan, der ſich in dem Zim-
mer befand, nieder.

Es war in der fünften Stunde, als er zur Tafel beim Für-
ſten gerufen wurde.

Beim Mittageſſen nahm Chadſchi- Murat nur etwas von
einer Reisſpeiſe, und zwar genau an derſelben Stelle, an der
auch die Fürſtin ſich bedient hatte.
„Er fürchtet, daß wir ihn vergiften könnten,“ ſagte die Für-

ſtin ihrem Gatten. „Er hat von derſelben Stelle genommen
wie ich.“

Nach Tiſch ließ ſie Chadſchi-Murat durch den Dolmetſcher
fragen, wann er wieder beten würde. Chadfchi-Murat hob fünf
Finger in die Höhe und zeigte nach der Sonne.

„Es iſt bald ſo weit,“ ſagte Woronzow, zog ſeine kunſtvoll ge
arbeitete Breguetſche Taſchenuhr hervor und drückte an einer
Feder. Das Uhrwerk ſchlug drei Viertel auf fünf. Chadſchi-
Murat hörte mit Staunen die feinen, klingenden Töne er
bat, die Uhr genauer betrachten und das Schlagwerk noch ein-
mal vernehmen zu dürfen.

„Das ſcheint mir ein paſſendes Gegengeſchenk für ihn, gib
ihm die Uhr,“ ſagte die Fürſtin auf franzöſiſch zu ihrem Gatten.

Woronzow bot die Uhr ſogleich Chadſchi-Murat an. Dieſer
kreuzte die Arme über ſeiner Bruſt und nahm die Uhr ent-
gegen. Er ſetzte das Schlagwerk noch einige Male in Bewegung,
lauſchte auf den Klang der Uhr und nickte beifällig mit dem
Kopfe.

Nach dem Mitktageſſen wurde dem Fürſten der Adjutant des
Generals Meller-Sakomelskij gemeldet. Der Adjutant hatte
dem Fürſten auszurichten, daß der General, der inzwiſchen von
der Ankunft Chadſchi-Murats gehört hatte, höchſt ungehalten
darüber ſei, daß ihm davon keine Meldung gemacht geworden.
Er verlange nun. daß Chadſchi-Murat ihm ſogleich übergeben
würde. Woronzow entgegnete, der Befehl des Generals werde
erfüllt werden; er ließ Chadſchi-Murat durch den Dolmetſcher
den Wunſch des Generals übermitteln und bat ihn, mit ihm
zuſammen zu Meller zu gehen.

regter wurde.

Berrrrrrrr—r—ZZ rrrrrroaa J
Als die Fürſtin hörte, weshalb der Adjutant gekommen ſei,

begriff ſie ſogleich, daß zwiſchen ihrem Gatten und dem Gene-ral leicht Meißheligtkeiten entſtehen könnten, und ſo beſchloß ſie,

trotz aller Einwendungen des Fürſten, mit ihm und Chadſchi-
Murat zuſammen zum General zu gehen.

„Es iſt beſſer, du bleibſt hier die Sache geht mich ganz
allein an,“ meinte Woronzow.

„Du kannſt mich nicht hindern, der Frau Generalin einen
Beſuch abzuſtatten,“ gab ſie zur Antwort.

„Dazu iſt jede andere Zeit ebenſogut geeignet.
„Und ich will gerade jetzt hingehen.“
Er mußte ſie gewähren laſſen, und ſo begaben ſie ſich zu

dreien nach der Wohnung des Generals.
Als ſie dort ankamen, geleitete Meller die Fürſtin halb

mürriſch, halb ehrerbietig nach dem Zimmer ſeiner Frau, wäh-
rend er Chadſchi-Murat durch den Adjutanten nach dem Emp-
fangszimmer führen ließ, das er bis auf weiteres nicht ver-
laſſen ſollte.

„Jch bitte,“ ſagte er, nachdem er die Damen zuſammenge-bracht, zu Woronzow und öffnete die Tür ſeines Kabinetis, in

das er mit dem Fürſten eintrat.
Ohne den Fürſten zum Sitzen einzuladen, trat er mit fin-

ſterer Miene vor ihn hin und begann:
„Jch führe hier das Kommando und habe daher alle Unter

handlungen mit dem Feinde zu führen. Warum haben Sie
mir die Ankunft Chadſchi-Murats nicht gemeldet?“
„„Chadſchi-Murat ſandte einen Boten zu mir, mit der An

kündigung, daß er ſich mir perſönlich ergeben wolle,“ antwortete
Woronzow, ganz bleich vor Erregung. Er war auf einen hef-tigen Ausfall des ergrimmten Generals gefaßt, ffeg zornige

Erregung in ihm das gleiche Gefühl wachrief.
„Jch frage, warum Sie mir keine Meldung erſtattet haben

t es zu tun, Baron, indes
„Jch bin für Sie nicht der Baron, ſondern die Exzellenz,“platzte der General heraus, und ſein ganzer, lange zuridgehat

tener Aerger kam alsbald zum Durchbruch. Alle Unzufrieden-
heit, die ſich in ſeiner Seele angeſammelt hatte, drang mit Ge
walt an die Oberfläche. „Habe ich meinem Kaiſer,“ fuhr er
fort, „vielleicht darum ſiebenundzwanzig Jahre lang treu ge-dient, daß mir nun junge Leute von geſtern, die ſich auf ihre
verwandtſchaftlichen Beziehungen etwas zugute tun, in meineDienſtangelegenheiten hineinpfuſchen es n mcrne

„Exzellenz, ich bitte Sie, ſolche ungerechten Anſchuldizu unterlaſſen,“ unterbrach ihn Woronzow. ſchulbigungen.

„Es iſt nur die Wahrheit, was ich ſge und ich laſſe mir das
eneral, der immer er

Gortſetzung folgt.

nicht länger gefallen,“ verſetzte der



Landtagsauflöſung in SchwarzburgRudolſtadt? Die am
Freitag im Landtag vorgenommene Ausſprache aller Parteien
hat nicht, wie man annahm, zu einer Annäherung zwiſchen den
Parteien geführt, ſondern die politiſchen Gegenſätze haben ſich
verſchärft. Da die Regierung ihren Geſetzentwurf über das
Wahlrecht der Höchſtbeſteuerten nicht zurückziehen will, die
ſozialdemokratiſche Landtagsmajorität aber entſchieden auf

ihrer Ablehnung beharrt, iſt der einzige Weg zur Löſung eine
Landtagsauflöſung. Man glaubt, daß dieſe Auflöſung in der
vorausſichtlich am Montag ſtattfindenden Landtagsſitzung, wo
das Geſetz zur Beratung ſteht, erfolgen wird.

Polizeilich beglaubigte ſozialdemokratiſche Ordner?
Einige Parteiblätter hatten eine Mitteilung veröffentlicht,
wonach der preußiſche Miniſter des Jnnern durch Runderläß
die Frage der ſozialdemokratiſchen Ordner in Verſammlungen
und bei Aufzügen amtlich geregelt haben ſollte. Die konſer
vative Preſſe fiel natürlich ſofort über den Erlaß her und
ſchimpfte auf die Regierung, die ſo pflichtvergeſſen ſei, und die
Sozialdemokraten in aller Form zur Ausübung behördlicher
Funktionen zulaſſe. Heute darf die reaktionäre Preſſe auf
atmen. Die amtliche Berliner Korreſpondenz, die im preußi-
ſchen Miniſterium des Jnnern redigiert wird, teilt mit, „daß
ein ſolcher oder ähnlicher Erlaß des Miniſters
des Jnnern nicht ergangen iſt. Uns war von
vornherein die Mitteilung etwas unwahrſcheinlich vorgekom-
men, weshalb wir keine Notiz davon genommen hatten.

Die Vetterwirtſchaft vor Gericht. Jn Friedrichsthal
(Saar) hatte der Steiger Schwarz als Gemeinderatsmitglied
in einer Gemeinderatsſitzung kritiſiert, daß der Gemeindebau-
meiſter als Schwiegerſohn eines von der Stadt beſchäftigten
Unternehmers deſſen ſtädtiſche Arbeiten überwachen müſſe und
dabei die Jntereſſen der Gemeinde nicht wahrnehmen könne.
Der Bürgermeiſter und der Baumeiſter fühlten ſich „beleidigt“
und ſtellten Strafantrag. Außerdem wurde gegen Schwarz bei
der Königlichen Bergwerksdirektion ein Verfahren anhängig
gemacht. Das Schöffengericht in Friedrichsthal ſprach den
unliebſamen Kritiker frei, da es nicht nur das Recht, ſon
dern die Pflicht jedes Gemeindevertreters ſei, ſolche Zu-
ſtände mit aller Schärfe zu kritiſieren.

Konflikt in der Jenger Stadtverwaltung. Der Gemeinde
rat von Jena beſchloß kürzlich, das ſtädtiſche Verwal-
tungs- und Kaſſenweſen einer Reviſion durch
einen auswärtigen Sachverſtändigen zu unterwerfen. Am
Freitag ſollte in öffentlicher Sitzung der Reviſionsbericht zur
Verleſung kommen. Es entſprann ſich eine lebhafte Geſchäfts-
ordnungsdebatte. Der Gemeindevorſtand erhob gegen die
öffentliche Verleſung des Berichts Einſpruch, ſolange ihm nicht
Gelegenheit gegeben werde, ſich zu dieſem Berichte zu äußern.
Da dieſer Antrag von der fortſchrittlich- ſozialdemokratiſchen
Mehrheit abgelehnt wurde, verließen der Oberbürgermeiſter
Dr. Singer mit ſeinen Beamten den Saal, indem ſie erklärten,
jan den weiteren Verhandlungen nicht mehr teilnehmen zu fön
nen. Hierauf wurde der Reviſionsbericht von Profeſſor Dr.
Weber zum Vortrag gebracht.

Türkei.
Die Friedensvermittlungsverſuche der Großmächte haben

wenig Ausſicht auf Erfolg; in maßgebenden türkiſchen politi-
en Kreiſen macht man aus dieſer Auffaſſung auch gar kein
Hehl.

Die Türkei ſei in der Lage, keinerlei Schwierigkeiten be
ſürchten zu müſſen. Jm Yemen habe ſie freies Feld und in
Tripolis und der Cyrenaika ſtehen die Dinge für die Türkei
ſehr günſtig. Die türkiſch- arabiſchen Streitkräfte ſeien für zwei
Jahre mit allem Notwendigen, beſonders mit Munition, ver-
ſehen und machen immer neue Beute, ſo wieder kürzlich bei
Benghaſi vier Maſchinengewehre mit 60 000 Patronen. Es bleibe

alſo nur eine Aktion gegen die Dardanellen.
Autotativ unterrichtete Kreiſe ſind deshalb der Meinung, daß
mit Rückſicht auf das Drängen der italieniſchen Volksmeinung
binnen kurzem eine Aktion gegen die Dardanellen zu erwarten
ſei. Italien begibt ſich dabei in eine ernſte Gefahr und tut
der Türkei nur einen Gefallen; denn ſelbſt wenn die Forzierung
der Meerengen gelingen ſollte, bleibt alles beim alten, ſolange
Jtalien nicht in offener Schlacht durch eine Landung die Tür-
ken niederkämpft. Ohne vorherige Aufhebung des Annexions-
dekrets von Tripolis ſei an ernſte Friedensverhandlungen nicht
zu denken. Die Annexionserklärung ſei durch die militäriſche
Situation in Tripolis nicht gerechtfertigt, was die Mächte
von Anfang an angenommen hätten.

Konſtantinopel, 4. März. Der Miniſterrat hat
ſich mit der Frage der Jntervention der Mächte beſchäftigt.
Er beſchloß, jede Vermittlung oder Einmiſchung
der Mächte abzulehnen, falls ſie ſich auf der

Grundlage der Anerkennung der Annexion Jtaliens
bewegen.

China.
Die Soldatenmentereien in Peking haben ſich wiederholt,

und auch in anderen Städten iſt es zu Revolten gekommen.
Die eigentlichen Urſachen dieſer Aufſtände ergeben ſich aus den
vorliegenden Meldungen nicht mit Beſtimmtheit. Jedenfalls
werden es andere Gründe ſein, als die bloße Luſt am Plün-
dern. Jn der Stadt Paotingfu wurde geplündert und
große Teile der Stadt ſind niedergebrannt worden. Andere
Gruppen plünderten Fangtai und Yuangpingfu.
Liynanhung wurde von Delegierten telegraphiſch gebeten, die
republikaniſche Armee nach Peking zu führen,
um die Ordnung wieder herzuſtellen, da die Regierung die
Situation nicht beherrſche. Eine Konferenz der fremden Ge-
ſandten wurde teilweiſe veranlaßt durch eine Mitteilung
Tangſchaeyis, in der er die Mächte bittet, Maßregeln zu er-
greifen, um weitere Verluſte an Gut und Blut zu verhindern.
Die Mitteilung wird als inoffiziell hingeſtellt. Die Geſandten
beſchloſſen, alle verfügbaren Truppen aus den be-
nachbarten Häfen nach Peking zu bringen. Ein
gemiſchtes Korps von tauſend Mannn wird morgen ankom-
men. Berittene Patrouillen halten am Tage die Ordnung in
der Stadt aufrecht. Ein japaniſches Schlachtſchiff iſt nach Taku
geſchickt worden, um eine ſunkentelegraphiſche Verbindung mit
der italieniſchen Station in Peking herzuſtellen. Ein Zug mit
Meuterexn iſt von Paotingfu nach Peking abgefahren. Die
Eiſenbahnverwaltung hat eine Brücke in die Luft geſprengt,
um die Verbindung zu unterbrechen.
Ueber Peking iſt der Kriegszuſtand verhängt worden.
HYuanſchilai ſoll den Gefandten Mitteilung gemacht haben,
daß er ſich eventuell unter ihren Schutz ſtellen werde, da er
zu ſeinen eigenen Soldaten kein Zutrauen mehr habe.

Die fremden Geſandtſchaften treffen weiter alle Vorſichts-
maßregeln.

Japan.
Brutale Sozialiſtenverfolgung. Der Frankfurter Zeitung

wird aus Japans Hauptſtadt Yokohama geſchrieben: Vor
einem Jahre ſchwebte der große Auarchiſtenprozeß in Tokio

und es iſt heute genugſam bekannt, wie rückſichtslos das
Kabinett Katſura den Kampf auch gegen die leiſteſten Spuren
des Sozialismus aufnahm und wie alle Anhänger ſeiner Lehre,
mochten ſie nun Propagandiſten der Tat oder nur Theoretiker
ſein, aufs heftigſte verfolgt wurden. Jn ganz Japan wurde
die Polizei auf die Buchladen gehetzt, um hier nach verdäch-
tigen Schriften zu fahnden, und wehe jedem Schüler oder Pro
feſſor, der ſolche Werke kaufte oder in deſſen Beſitz ſie gefunden
wurdenl! Allen Warnungen weiter und verſtändiger Kreiſe
der gebildeten Klaſſen zum Trotz blieb das Kabinett bei dieſer
Haltung und ſchon triumphierten Ende des letzten Jahres die
offiziöſen Japan Times, daß es gelungen ſei, den Sozialis-
mus in ſeinen Anfängen mit Stumpf und Stiel auszurotten.
Dann kam der Kabinettswechſel. Marquis Saionji hatte von
früher her den Ruf großer Milde und Duldſamkeit gegen die
Sozialiſten, ſolange ſie in den Grenzen des Geſetzes blieben.
Man erwartete ſogar allgemein, daß er ſehr bald eine Milde-
rung der ſtrengen Geſetze gegen den Sozialismus eintreten
laſſen würde. Wie ſich aber die Regierung in der Annahme
getäuſcht hatte, daß es gelungen ſei, den Sozialismus auszu-
rotten, ſo hatte das Volk vergeblich eine andere, mildere Hal-
tung der Regierung gegen die Sozialiſten erwartet. Nun
wurde Tokio von der Nachricht überraſcht, daß der auch in
Europa bekannte Vorkämpfer des Sozialismus in Japan, Sen
Katayama, ein Mann, der beim Anarchiſtenprozeß frei
und unbehelligt geblieben war, und außer ihm einige zehn
andere Anhänger der Partei verhaftet worden ſeien und
wegen Teilnahme an dem großen Straßenbahnerausſtand am
Silveſter- und Neujahrstag vor Gericht geſtellt werden ſollen.
Unter den Agitatoren in Tokio ſollen ſich nun Katayama und
ſeine Genoſſen, wovon mehrere Journaliſten ſind, ſehr hervor-
getan haben, und es ſcheint, als ob die Regierung an ihnen ein
neues warnendes Exempel ſtatuieren wollte. Niemand aber
kann heute mehr bezweifeln, daß auch die neue ſtrenge Unter-
drückungspolitik der Regierung den Lauf der Dinge nicht mehr
auſhalten wird. Japans überraſche induſtrielle Entwicklung
muß und wird die Bildung einer Arbeiter- und Proletarier-
klaſſe zur Folge haben und in ihr wird die Sozialdemo-
kratie immer mehr Anhänger finden; eine Unterdrückungs-
politik wird nur zu ihrer ſchnelleren Ausbreitung beitragen.

Aus der Partei.
Die „praktiſche Arbeit“ in der Fraktion.

Die Taktik der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfrak
tion, als erſten Redner den Genoſſen Dr. Frank mit einer
einzigen großen Empfehlung unſerer „poſitiven Mitarbeit“ vor
die bürgerlichen Parteien und vor das ganze Volk zu ſchicken,
hat vielfach Befremden erregt und die Befürchtung laut werden
laſſen, die Mehrheit der jetzigen Reichstagsfraktion habe das
Beſtreben, die Schroffheit des grundſätzlichen proletariſchen
Klaſſenkampfes zugunſten unſerer „Verſtändigung“ mit den
Fortſchrittlern bewußt etwas in ven Hintergrund treten zu
laſſen. Nach den von uns ſchon neulich wiedergegebenen Preß-
ſtimmen fanden wir noch ähnliche Ausführungen in der Schleſi-
ſchen Bergwacht, Waldenburg, die der Fraktion mahnend
zurief: „Mehr Sozialismus, Genoſſen!“

Jetzt muß ſich auch unſere treffliche Frauenzeitung, Die
Gleichheit, mit derſelben Mahnung an die Fraktion wen-
den, und zwar in der Frage des Mädchenhandels. Hier
hatte die Fraktionstaktik den Genoſſen Göhre als Redner
vorgeſchickt. Es fiel ſofort auf, daß Göhre in überſchwänglichen
Worten die Regierungspolitik begrüßte und feierte und unſere
„praktiſche Mitarbeit“ beteuerte. Der Leitartikel der Gleich-
heit, der zum Studium ſehr empfohlen ſei, ſagt dazu:

Die Redner aller Parteien vom Konſervativen
bis zu dem Sozialdemokraten m ſtimmten in dem
Ausdruck ihrer Befriedigung über die geſetzlichen Maß-
nahmen zur Bekämpfung des ſchändlichen Handels mit Luſt-
ſklavinnen überein. Naive Gemüter konnten wähnen, daß
die einander ſonſt heftig befehdenden Vertreter gegenſätz-
lichſter ſozialer Jntereſſen ſich über Nacht zu einem großen
Tugendbund zuſammengefunden hätten. Welch
ein Erfolg „poſitiver Arbeit“!

Wir bedauern daher die Selbſtbeſchränkung,
mit welcher der ſozialdemokratiſche Redner, Genoſſe Göhre,
darauf verzichtet hat, ein breit und wuchtig hingeſtrichenes
Bild von den großen und dauernden Urſachen des Mädchen-
handels der Genugtuung gegenüberzuſtellen, mit der die
bürgerlichen Politiker die endlich erreichte beſcheidene geſetz
geberiſche Reform feierten. Beſcheiden in ihren Wir-
kungen zur Tilgung eines Schandflecks der Ziviliſation auch
dann noch, wenn die intexnationale Geſetzgebung den „ſich
lückenlos ſchließenden Ring“ von Beſtimmungen ſchmiedet,
den Genoſſe Göhre gegen die raffinierten Händler mit den
Leibern und Seelen unglückſeliger Frauen forderte.

Was vermag an dieſen Zuſammenhängen, die ihre Opfer
fordern, das Verbot der Bordelle zu ändern, von dem ſich
Genoſſe Göhre das Schwinden des Abſatzgebiets für den
ruchloſen Handel verſpricht? Herzlich wenig. Die
Jlluſion können wir jedoch nicht teilen, daß die Schließung
der Bordelle dem Mädchenhandel ſelbſt den Boden abgräbt.
Sie mag die „Mühen und Gefahren des Gewerbes“ ſteigern,
ſie trifft es nicht an der Wurzel.

Wer ſich an den Boden der heutigen Geſellſchaft klammert
und von ihrem Geiſte erfüllt den Kampf wider Mädchenhandel
und Proſtitution aufnimmt, gerät ſozial und moraliſch in
den bekannten fehler haften Kreis, aus dem es kein
Entrinnen gibt. Dies den Maſſen zum Bewußtſein zu
bringen und ſie zum Kampfe gegen den Kapitalismus zu
führen, das bleibt die poſitivſte Leiſtung der Sozialdemokratie,
um dem Mädchenhandel durch Reformen entgegenzuwirken,
um ihn mit der Aufhebung des Privateigentums und der
Herrſchaft des Menſchen durch den Menſchen zu beſeitigen.

Aus dieſem zweiten Falle geht hervor, daß die Maſſe der
Parteigenoſſen alle Urſache hat, die Reden unſerer Vertreter
und die Taktik der Fraktion eingehend zu beachten. Wir möch-
ten hier noch einen Abſatz einer Artikelfolge aus der Bremer
Bürgerzeitung wiedergeben, deren leitender Redegkteur
Genoſſe Henke ja Fraktionsmitglied iſt. Es heißt da:

„Wir halten es aber nicht für einen Zufall, daß ein Teil der
Fraktion ſich offenbar Beſchränkung auferlegen will, und auch
nicht für einen Zufall, daß auch einem Teile der Parteipreſſe
„das Sachliche“, „Praktiſche“ die Würze der Tätigkeit
unſerer neuen Fraktion zu ſein ſchein. Dieſe Tendenz haben
wir ſchon vor dem Zuſammentritt des Reichstags bei einem
Teile der Parteipreſſe herausgefühlt und ſie erklärt ſich als
Ausfluß des Bankrotts der reviſioniſtiſchen Hoffnungen auf
Möglichkeit und den Erfolg eines Zuſammenarbeitens mit dem
Liberalismus. Wenn auch der Gedanke an eine ſolche Mit-
arbeit in den Köpfen einiger reviſioniſtiſcher Fanatiker noch
herumſpukt, ſo hält die Mehrheit der Praktiker, die ſich in der
Reichstagsfraktion zu den Reviſioniſten zählen, nicht viel von
dieſen Hoffnungen. Da ſie aber nichts von der Verſchär-
fung der Klaſſengegenſätze und der anwachſenden
revolutionären Energie der Maſſen wiſſen

wollen, die den Ansgangspunkt unſerer jetzigen parlamen
tariſchen, wie jeder andern Arbeit bilden müſſen, ſo bleibt ihnen
nichts anderes, als die Politik der „Schlichtheit“, „Sachlichkeit“,
oder wie ſie das nennen wollen. Die Rede des Genoſſen Frank,
der als erſter ſozialdemokratiſcher Etatsredner es für gut
fand, ſich mit einem liebenswürdigen Geplänkel gegen die
Gegner und mit der Betonung unſerer Bereitwilligkeit zur
praktiſchen Mitarbeit zu begnügen, iſt eben ein Ausdruck dieſer
Stimmung des rechten Flügels der Fraktion. Die Kölniſche
Zeitung begleitet die Rede des Genoſſen Frank mit der Frage,
ob ſie nicht den Willen der Fraktion zur Selbſtbeſchränkung auf
praktiſche Arbeit zum Ausdruck bringe, da ſie doch wohl der
Niederſchlag einer Ausſprache der ganzen Fraktion ſein muß.
Wir glauben, daß es für die Partei von Jntereſſe ſein wird zu
erfahren, daß das letzte abſolut nicht zutrifft. Es iſt leider in der
Reichstagsfraktion nicht Sitte, daß ſelbſt bei ſo wichtigen Mo
menten, wie die Etatsdebatten, die Fraktion ſich mit ihren
Rednern ausſpricht über die taktiſche Linie und die wichtigſten
Momente ihrer Rede. Die Fraktion begnügt ſich mit der Wahl
der Redner. Der jetzige Zuſtand iſt hiſtoriſch erklärlich aus der
Zeit, wo die ſozialdemokratiſche Fraktion aus einigen Leuten
beſtand, die ſich ſehr gut kannten. Jetzt geht es natürlich nicht
weiter in dieſer Weiſe. Es genügt nur z. B. die Frage aufzu-
werfen, ob der Genoſſe David ohne weiteres ſeine Erklärung
im Namen der Fraktion abgeben könnte, daß die Sozialdemo-
kratie unter dem deutſch-engliſchen Schacher ſteht, wenn darüber
in der Fraktion eine Ausſprache ſtattgefunden hätte. Die
Fraktion als Ganzes iſt der Partei für die parlamentariſche
Politik verantwortlich, darum erfordert die Demokratie, daß
die Fraktionspolitik auch Ausfluß der Arbeit der ganzen Frak-
tion und des Willens ihrer Mehrheit ſei.“

Gegen das Stichwahlabkommen.
Jn einer gewaltigen Parteiver ſammlung in Bremen

ſprach die Genoſſin Luxemburg über den Wahlſieg und
ſeine Lehren. Nach einer lebhaften Diskuſſion wurde folgende
Reſolution des Genoſſen Pannekoek angenommen:

Die am 1. März tagende Mitgliederverſammlung des
Bremiſchen ſozialdemokratiſchen Vereins bedauert aufs tiefſte
das Stichwahlabkommen, das der Parteivorſtand mit der
Fortſchrittlichen Volkspartei abgeſchloſſen hat, da ſowohl die
Heimlichkeit wie der Jnhalt des Abkommens der
Natur einer ſozialiſtiſchen Maſſenpartei, die nur
durch energiſchen Kampf gegen die ganze bürgerliche Welt
ihre Ziele fördern kann, ſchnurſtracks widerſpricht.

Sie erklärt jeden Verſuch, mit den Fortſchrittlichen
und den Nationalliberalen eine gemeinſame Politik
der Linken zu treiben, für utopiſch und nur geeignet, Ver-
wirrung in das Proletariat zu tragen und die Quellen ſeiner
Kraft, ſein Klaſſenbewußtſein und ſein revo-
lutionäres Selbſt vertrauen zu verſchütten.

Sie erachtet es als notwendig, den großen Machtzuwachs,
den unſer Wahlſieg der deutſchen Arbeiterklaſſe gebracht hat,
in erſter Linie zu einem neuen energiſchen Kampfe für die
Demokratiſierung des Staatslebens auszunutzen, einem
Kampfe, der nicht im Parlament, ſondern nur durch
Maſſenaktionen der Arbeitermaſſen ſelbſt zum erfolgreichen
Ausgang gebracht werden kann; und ſie betrachtet nach wie
vor den Kampf um das preußiſche Wahlrecht als die nächſte
Aufgabe der ſozialdemokratiſchen Partei.

Kommunalwahlſieg.
Jn Griesheim bei Frankfurt a. M. entfielen von 1114 ab

gegebenen Stimmen 607 auf die ſozialdemokratiſchen Kandj
däten, die demnach gegen die Farbwerkspartei ſiegten.

Aus den Organiſationen.
Der Sozialdemokratiſche Verein für den Wahlkreis Frank-

furt a. M. beſchloß in ſeiner letzten Generalverſammlung,
den Monatsbeitrag für die männlichen Mitglieder von 40 Pf.
auf 50 Pf. zu erhöhen. Der Frauenbeitrag bleibt 30 Pf. Die
Veranlaſſung zu der Beitragserhöhung gaben die außerordent-
lich hohen Ausgaben bei der Reichstagswahl und die Rückſicht
auf die bevorſtehenden Wahlen. Jm vierten Quartal 1911
ſteigerte der Verein ſeine Mitgliederzahl um 1100 auf 80937.
Zurzeit dürfte er gegen 10 000 Mitglieder zählen.

Mecklenburgiſches.
Jn dem mecklenburgiſchen Städtchen Wismar hatte die Stadt

verordnetenverſammlung unſern Gen. Reinke in die Gewerbe-
ſchul kommiſſion gewählt. Obwohl dem Magiſtrat keinerlei
Beſtätigungsrecht zuſteht, erklärte er doch die Wahl für „ungültig,“
weil Reinke Sozialdemokrat ſei. Die Stadtverordneten
verſammlung rief die Hilfe des Miniſteriums an das Miniſterium
aber wies die Stadtverordnetenverſummlung ab und erklärte das
Vorgehen des Magiſtrats für „berechtigt“.

Sächſiſche Juſtiz.
Jm Liebertſchen Wahlkreiſe hatte ein konſervativer Ritterguts

beſitzer und Hauptmann a. D. Hochheim dem ſozialdemokratiſchen
Kandidaten Genoſſen Ryſſel in öffentlicher Verſammlung vor
geworfen, er ſei wegen eines Diebſtahls von der Realſchule ge
jagt worden. Genoſſe Ryſſel hat weder die Realſchule beſucht,
noch je eine Strafe erlitten. Jn der gegen Hochheim angeſtrengten
Beleidigungsklage Ryſſels wurde der Beleidiger freigeſprochen,
weil das Schöffengericht Borna zu dem ſalomoniſchen Schluß
kam, Hochheim habe einen andern Ryſſel gemeint, es
ſei ihm eine Perſonenverwechſelung unterlaufen und er könne
deshalb auch den ſozialdemokratiſchen Kandidaten Ryſſel nicht be
leidigt haben.

Die Gemeindeautvorität.
Wegen Beleidigung eines Nachtwächters von Langenhain

wurde Gen. Geithner vom Gothaer Volksblatt zu
20 Mk. verurteilt. Dem Nachtwächter war der Vorwurf ge
macht worden, daß er in den ſchönen Auguſtnächten die Aepfel-
bäume der Einwohner ableerte, anſtatt ſie zu beſchützen. Zwei
Zeugen beſtätigten vor dem Schöffengericht am Mittwoch den
von ihnen zweimal beobachteten Vorgang, aber der Amtsanwalt
und das Gericht nahmen den Wächter ſtark in Schutz, da ſehr
wohl eine Verwechſlung vorliegen könne und es ſich um eine
glaubwürdige Perſon, die eine Autorität im Dorfe ſei, handle

Bezirks-Parteiſekretariat „Nordweſt“.
Die wachſenden Parteiarbeiten veranlaßten den Ende Auguſt

vor. Js. tagenden BezirksParteitag, die Errichtung eines Be
zirksParteiſekretariats zu beantragen. Der Parteivorſtand
ſtimmte Ende v. J. dieſem Beſchluſſe zu, ſo daß das Bezirks
Parteiſekretariat am 1. Februar eröffnet werden konnte. Der
Bezirk Nordweſt umfaßt: Bremen, den 6., 17., 18. und 19. han
noverſchen Wahlkreis. Der Sitz des Sekretariats iſt Bremen,
Dei 68. Zum Sekretär wurde Genoſſe L. Waigand' ge
wählt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl BVock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl,

Kasparek, ſämtlich in Halle. J
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Walhalla- Theater
täglich ausverkauft ist

Der unverwüsetliche Seohblager, die

Polnische Oirtschaft
Karten vebon B Tage vorber an haben.

Tageskasse im Walhalla von 190 und 4&6 Uhr.

Mehrere Monate
hindurch herrſchte ein fühlbarer Mangel

an friſchen Eiern, und dadurch hervor
gerufen ein außergewöhnlich hoher Preis-

ſtand.

Bei zeitweiſem Warenmangel mußten
Einkaufspreiſe von 7 Mark und darüber
pro Schock bewilligt werden.

Endlich werden die Zufuhren etwas
größer und offeriere ich von Montag
eintreffender Sendung

Carantlert krische,

grosce, Wolle Eier

t

F. H. Krause
15 eigene Gesechäfte.

Soeben erſchienen

Wiener NMärzzeitung 1912
(reich illuſtriert)

mit einem Extra-Bild:

„Oie Opfer des 17. September 1911“,
Preis 20 Pfg.

Zu beziehen durch die

VolksBuchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/43.

Dlenstag den S. März

Gr. Sch
ierzu ladet 27 ein

I Fischer,genannt a kleine ar
ernburg Ausschank,Norseoburgeorstrasse 161. Pingang Königstragse.

ktefest.

E. Rosches Restaurant,
c

S Sei hielt. nHierzu ladet freundlichſt ein

Wer kann dafär? bevor Sie lhre Wahl
en, beeuchen Sie unsere

Ausstellung.
Arten

P Wir bieten eine Auswahl erst-
klassiger Fabrikate wie nie zuvor

Wir offorieren:

e
Kinderwane n

führung V. h
mod. T. J
60.00 bis

Aen eätigodrwagen 79

und Porr. Gr

ohne Gummiräder, selten
große Ausw., v. M. 24.50 b.

50feunwagen a e
rüdern u. Porzellan-Griff

T

i r Gr. Ulrichstr.

T 54.

650Anerwortuen
Zeitzer Fabr. v. M. 25.00 b

n i u

Jede Hausfrau ſollte Diens
tag eine Reiſe nach der

Mordseoe
Gr. Ulrichſtraße, machen.
Hier giebt es aus früh 7 Uhr ein

treffenden Kühlwaggons

ouhie Kabeiign
Karbongden vollſtändig fertig r S Braten Püand nur 28 Pf.

Schellfisch ohne Kopt Pfund 33 Pf.
Nur infolW z z z Rieſenfänge unſerer geſamten Dampfer

Ferner ein Waggon Heringe.

Hochfelne zurte Vollheringe Sachs Pfg.
Hochfeine Riesenfettheringe 3 t 259.

Anfſichts Poſtkarten Die re
S

Unaufhaltſam wuchert

Villen, Häuſern und Hütten

Schubetème PHo weiterl Woher
kommt das? Weil Pilo ein Freund
des Haushalts geworden iſt; denn
das Dienſtmädchen iſt mit dem
Stiefelputzen in wenigen Minuten
fertig, die Frau und der Mann
freuen ſich über den eleganten
Hochglang und das Kind beſchmutt
ch die Händchen nicht, wenn es
an den Schuhben ſpielt. Pilo iſt un
antaſtbar das beſte aller exiſtieren-
den Schuhputzmittel. Es werden
vieie ſchlechte Schubcréèmes ange
boeten, daher Vorſcht beim Einkauf.

Pilo ist überall zu haben!

J

Jetzt nuszushen
Möhren, Karotten,

Zwiebeln, Petersilie,
Radies, Salat, Spinat,

Kohlrabi u. s. W.
Blumenzwiebeln, Garten-

geräte, Riumendünger.

Markt 20. Gegr. 1888.

Samoereien

Horitz Bergmann, a

rteil d
mein et denen Die schöne Gulathee,

Tragen Sie
Zruchband

u e h
da en Sie zu ich

t enden aW 2 See e ch und
ſeine aus welchem Sienern en

Deiner
Schwank in 3 Akten.v im iel u geant!

Stadt Theater
in Halle a. S.

Wege W hrt per Direktion Geh. Hofrat R. Richards.
4 ren Bruch heilt. Falls Dienstag, den 5. März 1912.
Sie Vru leiden ſchre den

Sie i in noch heute. 173. Abonnem. Vorſt. 1. Viertel.

t ſofort, wenn alle an Carmenm.den e verſagen der See Over in 4 Akt. v. Georges Vizet.
nich intg Lügen an Kaſſenbſfnung 7, Anfang 7* Uhr,

de 10 Uhr.
ge es nach Jhrem Maßan We es unter un Mittwoch den 6. März 1912:

Ledingier arantie Rhe 9 nen 174. Abonnem. Vorſt. 2. Viertel.

ghneg, d i ſt t Zum 5, Malere 5 ſo niedrig geſtelltdaß jedermann, reich be arm, Die künk Frunkfurter.

dag iciü d f Probe Luſtſpiel in 3 Akten
end s 4 uum zu zei die Wahr von Karl Rößler.heit ſprech 3 i nen 2 Vorher:

eleſen haben, werden Sie ebenſoegeiſtert davon ſein wie die Tau Operette in m r. r
ende meiner Patienten, deren
riefe in meinem Bureau ins

ſehen werden können. Füllen Sie Den verehrl. Abonnenten desdaher Pptenteend e Freikoupon 3. u. 4. Viertels zur gefl. Kennt-
aus und ſenden Sie ihn noch nisnahme, daß ſich am Donners
heute ab. tag und Freitag ein Umtauſchals notwendig erweiſt. t

Gratis Honnerstag findet die 176,C. E. Brooks, D. 32, Bank Bldgs., Vorstellung (4. Vierteh) ſtatt-
Kingsway, London, W. C. England. am Freitag die 175. (3. Vierteh.Senden Sie mir bitte in un
bedrucktem K t illuriertes Buch t hrüche Paſſage- Theater
r über Jhren Apparat Lichtſpielhaus,zur Hei ung des zruchs. u Halle, Jeipzigerſtraße 88.

Name Programm-Wechseljeden Mittwoch und Sonnabend.
Adreſſe Beginn der Vorstellungen:Provind 83 entags präziſe unr.Sonn und Jena r

Briefporto nach England iſt 20 Pf.Servſetten Fongter- n

aus Krepp-Papier, neue Muster. gehr vorteilhaft.
C. F. Ritter, e Ieonhardt 4 Khlesinger,

Gr. Ulrichstrasse 13/1
a J ſfpett ean t Guterh, Kinderwagen z. v. Pr.

b. alles rotes 12 Alte Veipz. Chauſſee 4, pt. l.
2 Paar g. tTauben billigK ixt. 16.i an zu verkaufen Wehen 7, II, r.

eccc];chh--—r. Deren Soziuldemohr. Verein
c Schwieger und Groß für Halle u. Sualkreis.

gehe treuſorgende
mutter

Chrlstlune Steuer acht.
im Alter von 79 Jahren nnabend, den ärz,Um ſtille Teilnahme bitten unſer Mitglied, ber g.

v e r Brauerteuer, Kretschmann nebſtter n n. Abert Zabel
Halle a. S., d. 3. März 1912.

Die Beerdigung ſindet Mitt im Alter von 58 Jahren.
woch nachmittags 4 Uhr von Ehre ſeinem Andenken
der Leichenhalle des SüdFriedhofes aus ſtatt. Fr r Boru

Sonnabend ſtarb nach gngeremn Leiden mein lieber Mann

unſer guter Vater und Bruder, der

Zrauer Klbert Zabel
im Alter von 58 JahreDies zeigen tief eteuvt an Luise ZTabel geb. Hon

M Stadtautweg 1. und Kinder. T Sie Beerdigung findet Dienstag nachmittag 3 Uhr von derLeichenhalle e e a ſache 33

Nachruf.
Sonnabend den 2. März früh 4 Uhr verſtarb unſer Kollege, der

Brauer Albert Zaber
im Alter von 58 Jahren.

Sein Andenken werden wir ſtets in Ehren halten.
Tentrab-Verbanc der Brauerel- u. Nünlenarbeiter

Zanlstelle Halle u. S.
Die Beerdigung findet Dienstag den 5. März nachmitt. 3 Uhrvon der Leiche nha e des Sübfriedhoſes aus ſtatt. 9 un

Um zahlreiche Beteiligung erſucht Der Vorſtand.
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Deutſcher Reichstag.
15. Sitzung. Sonnabend, den 2. März, vormittags 11 Uhr.

Generaldebatte zum Etat des Innern.
4. Tag der Generaldebatte.

Hie kapitalinſch 27 Schmidt (Soz.):
ie kapitaliſtiſche Geſellſchaft hat mit der Entwicklung derSyndikate in den bedeutendſten Jnduſtrien für unſer Sie

ſchaftsleben die freie Konkurrenz völlig ausgeſchaltet, von der
es immer hieß, daß ſie die einzige Möglichkeit biete, zu
öheren Formen der kapitaliſtiſchen Entwicklung zu kominen.
ie Syndikate bedrängen den Konſumenten und den

Arbeiter, ſie diktieren die Dabei ſind die Profite
außerordentlich geſtiegen. Die Politik der Syndikate verſteht
es, die Höhe dieſer Profite zu verſchleiern. Beſonders vorge
ſchritten iſt die Syndizierung im Bergbau. Die Bergarbeiker
haben heute noch nicht die Löhne erreicht, die ſie 1907 hatten.
Das Syndikat der Ko lenintereſſenten aber bewilligt ſich höhere
Preiſe für die Kohlen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Den Arbeitern
ſagt man: für euch iſt der Tiſch nicht gedeckt, aber für uns
müſſen wir die Profite erhöhen. Leider leiſtet die hat
Bergarbeiterbewegung den Intereſſen des Kapitals indirekt
Vorſchub, indem ſie die Kräfte der Arbeiter zerſplittert. Der
Staatsſekretär hat ſeine Sympathie für Tarifverträge aus

eſprochen. Nun, auf dem Gebiet des Bergbaus wird er ſehr
ald Gelegenheit haben, dieſes Wohlwollen durch die Tat aus

zudrücken. Möge er dabei dem Beiſpiel ſeiner engliſchen
Kollegen folgen und nicht erſt warten, bis er gerufen wird, ſon
dern ſelbſt die Jnitiative ergreifen. (Sehr richtig! b. d. Soz.)
Dann könnte er beweiſen, daß er nicht bloß als Dekoration
bei den Veranſtaltungen der Großinduſtriellen dienen will,
ſondern daß er erheblichen Einfluß dort hat. Warten wir ab,
ob die Bergherren dieſes Mal durch den Einfluß irgend eines
Staatsmannes zu einer Verſtändigung mit den Arbeitern zu
bringen iſt; große Hoffnungen habe ich ja nicht.

Während ſo die Syndikate dem Warenmarkt Bedarf und
Produktion in Einklang zu bringen ſuchen, nimmt auf dem
Arbeitsmarkte Unſicherheit und Planloſigkeit immer mehr zu.
Die Saiſonarbeit wächſt, Tauſende von Arbeitern wandern
in entfernte Gegenden, um Arbeit zu gen Ein geordnetes
r r wird da unmöglich. r wahr! b. d. Soz.)nd während ſo die Arbeiter in dieſer Zeit immer mehr in
Abhängigkeit von gewaltigen Unternehmerorganiſationen ge
raten, ſchreit man nach

einer Beſchränkung des Koalitionsrechts.
(Hört, b. d. 7 Jn einer Zeit, wo in Folge der natio-
nalen Wirtſchaftspolitik Lebensmittel- und Wohnungspreiſe
fortgeſetzt ſteigen, will man die Arbeiter, wenn ſie einen
größeren Anteil am Produktionsertrage fordern, mit dem
Knebel des Geſetzes mundtot machen, ruft man Polizei und
Staatsanwalt zu Hilfe. J wahr! b. d. Soz.) Gerade
heute muß der Arbeiter die Freiheit haben, ſich mit ſeinen
Arbeitsgenoſſen in Organiſationen zu vereinen, um der Macht
des Kapitals entgegenzutreten. Herr von Gamp hielt ſich auf
über die Arbeitsverhältniſſe in ſozialdemokratiſchen Betrieben.
Da möchte ich einmal die Verhältniſſe in einem Betriebe näher
beleuchten, dem Herr von Gamp es nahe ſteht, den Behyer-
ſchen Farbenfabriken in Elberfeld. Dieſer Betrieb fordert von
allen Arbeitern beim Antritt die Verpflichtung, daß ſie keiner
gewerkſchaftlichen Organiſation, weder einer freien noch chriſt-
lichen Gewerkſchaft (Hört, hört! b. d. Soz.), und daß ſie auch
nicht Mitglied einer Hilfskaſſe ſind. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Sie müſſen ſich vollſtändig der Diktatur dieſes Unternehmens
unterwerfen. Herr Gamp ſprach vom ſozialpolitiſchen Wohl
wollen einzelner Unternehmer. Sehen wir zu, wie in dem
ihm r naheſtehenden Betriebe Arbeitskraft und Geſundheit
der Arbeiter vernichtet werden. Von 1905--1909 kamen in den

arbwerken durchſchnittlich pro Jahr auf 100 Arbeiter 76
rankheitsfälle und 1179 Krankheitstage. (Hört, hört! b. d.
oz.) Dabei beträgt der Durchſchnitt für Deutſchland nur 40

Krankheitsfälle und 826 Krankheitstage. Die Farbwerke werfen
geradezu fabelhafte Gewinne ab, ſie lehnten es aber ab, der
Hygieneausſtellung in Dresden mitzuteilen, welche Arten von
Erkrankung in ihren Betrieben vorkommen. (Hört, hört! b. d.
Soz.) Jch bitte den Staatsſekretär zu erwägen, daß unſere
Krankenkaſſentaktik ſo ausgebaut wird, daß ſie auch über Art
und Umfang der Gewerbekrankheiten Aufſchluß gibt. Man
verlangt eine weitere Einſchränkung des Koalitionsrechtes,
aber man hat kein Wort übrig

für die Opfer der kapitaliſtiſchen Produktion.
Allein 1909 gab es 9000 Todesfälle, 128 000 teilweiſe erwerbs-
unfähig gewordene und 114 679 Jnvalide. Daran geht unſere
Oeffentlichkeit jetzt ſchon abgeſtumpft und achtlos vorüber.
Man will die Arbeiter wie totes Material hehandeln; dagegen
wird die Arbeiterſchaft den entſchiedenſten Kampf aufnehmen.
Der politiſchen Schwächung der Arbeiter wollen Sie auch die
wirtſchaftliche hinzufügen. Durch ſolche Maßnahmen werden
ſie nur die Zahl derer vermehren, die mit unauslöslichem a
gegen ihre Unterdrücker erfüllt e Die Gewerkſchaften ſin
gewappnet, auch gegenüber den ſtärkſten paviſfen eines Poli-
eiſtaats. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Es iſt erfreulich, daß derStaatsſekretär die s 152 und 153 der Gewerbeordnung nicht

ändern will. Freilich wäre ein vermehrter Schutz des Koali-
tionsrechts dringend nötig. Aber im anderen Zuſammen
ange hat der Staatsſekretär angedeutet, daß die rin v
reiheit mehr geſchützt werden ſoll. Dachte er dabei an die

Polizeiausſchreitungen in Moabit, an den Schutz gegen Land-
räte, wie im Falle Becker, der will er die Unternehmer gegen
wangemite v Unternehmerorganiſationen ſchützen? (Sehr
gut! b. d. Soz.

n der Landwirtſchaft haben ſich Tendenzen gezeigt, die fürdid Arbeiter wirt an ſintn Sehr Safe
b. d. Soz.) Die Landwirtſchaft beſchäftigt in der Saiſon große
Arbeitermaſſen und ſtößt ſie dann auf die Landſtraße. Eine
halbe Million aus ländiſcher Arbeiter werden durch die Feld
arbeiterzentrale jährlich ein und wieder ausgeführt. Das
nennen Sie nationale Wirtſchaftspolitik. Gegen das Wohl-
wollen der Konſervativen in bezug auf die innere Koloniſation
ſind wir ſehr mißtrauiſch. Das begründen auch die Ausfüh
rungen des Rittergutsbeſitzers von Klitzing-Dolzig, der 1909
im Abgeordnetenhauſe l mit welchen Mitteln er ſeine
Landarbeiter an die Scholle feſſelte. Es iſt dies das Aufleben
der Hörigkeit der alten Feudalſtaaten. Jn einer Zeit, wo die
Landwirtſchaft die beſten Preiſe bekommt, bekommen die Ar
beiter nicht einmal anſtändige Löhne, anſtändige Behandlung
und vor allem haben ſie recht traurige Wohnungsverhältniſſe.
Auch Frauen und Kinder werden brutal ausgebeutet. Die Ent
wicklung der Kinder leidet darunter und der Schulunterricht
wird der Ernte wegen aufgehoben. 1904 iſt eine Enquete über
die Arbeit der Kinder in Landwirtſchaft und Haushalt auf

enommen worden, aber nur Vahern hat die Ergebniſſe verFffentucht. (Hört, hört! b. d. Soz.) Erlauben die Herren auf
der Rechten dem Staatsſekretär nicht, das Material auch zu
veröffentlichen? Solche wichtigen Enqueten dürfen nicht inden Akten des Reichsamts des Funern untergehen. Nun zum
Grafen Poſadowsky. Er behauptete, wir forderten die Auf-

Halle a. S., Dienstag den 5. März 1912 23. Jahrg.
m

Bann des Privateigentums. Jch glaube er verwechſelt den
Begriff des allgemeinen Eigentums mit dem des

Eigentums an den Produktionsmitteln.
Die kapitaliſtiſche Entwicklung bringt ſchon recht erheblich die
Ablöſung des Privateigentums an den Produktionsmitteln
mit ſich. Die ganze Staats- und Kommunalpolitik hält nicht
mehr das Eigentum des einzelnen an den Produktionsmitteln
aufrecht. Auch die Aktiengeſellſchaft iſt nicht mehr das Eigen-
trum eines einzelnen an Produktionsmitteln, ſondern großer
kapitaſtiſcher e Sie, Herr Graf, verfallen in
den Fehler vieler unſerer Kritiker, daß ſie glauben, wir machen
unter die kapitaliſtiſche Geſellſchaft einen Strich und ſagen:
nun geht die neue ſozialiſtiſche Geſellſchaft an! Das iſt ein
großer Jrrtum. Wir ſagen: in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft
entwickeln ſich die produktiven Kräfte für die neue Form einer
ſozialiſtiſchen Geſellſchaft. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Wenn
Sie ſchließlich darauf hinweiſen, daß manche unſerer früheren
Auffaſſungen jetzt von uns aufgegeben ſeien, ſo iſt das auch
nur ein Beweis, daß die Sozialdemokratie nicht verknöchert
oder ſtillſteht, ſondern ſich da, wo ſie frühere Unrichtigkeit an-
erkennt, den neuen Tatſachen anpaßt. Die Zahl der Selbſtän-
digen iſt von 1895--1907 von rund 28 Proz. auf 22 Proz. der
Bevölkerung gurig gegangen Man kann von einer Proletari-
ſierung der Bevölkerung reden, ohne dabei zu einer Verelen-
dungstheorie in landläufigem Sinne zu kommen. Es wäre
ſehr traurig um unſere Arbeiterbewegung beſtellt, wenn wir
die Bilanz ziehen müßten, daß unſere ganze Bewegung keine
Aufwärtsbewegung der Arbeiterſchaft gebracht hat. Große
Schichten der Arbeiter, die keine gewerkſchaftliche Organiſa-
tion haben, ſind von dieſer Aufwärtsentwicklung unberührt
geblieben. Daraus ergibt ſich der Schluß: ohne gewerkſchaft-
liche Organiſation, ohne Kampf der Arbeiterklaſſe kein Fort
ſchritt. Deshalb kommen Sie an die verwundbarſte Stelle der
Geſamtarbeiterklaſſe,

wenn Sie ihr das Koalitnonsrecht antaſten wollen.
(Sehr richtigl! bei den Soz.) Graf Poſadowsky nannte es
eine ſchreiende Ungerechtigkeit, wenn genau auf 100 000 Ein-
wohnern ein Abgeordneter gewählt wird. Die Liberalen, die
ihn gewählt haben, werden über dieſe Auffaſſung recht er
ſtaunt ſein. Er glaubt die Unterſchiede der Wahlkreiseintei-
lung durch die Unterſchiede zwiſchen Stadt und Land begrün-
den zu können. Dieſer Unterſchied iſt aber durchaus künſtlich.
Die großen erwerbstätigen Schichten der Bevölkerung haben in
Stadt und Land die gleichen Jntereſſen, deshalb iſt der An-
ſpruch auf gleichmäßige Wahlkreiseinteilung durchaus berech-
tigt. Graf Poſadowsky wendet ſich bald von links nach rechts
und bald von rechts gegen links und meint, dazu gehöre Mut.
Mut wäre es, wenn Sie hier ein ſoziales Programm ent-
wickelten und uns ſagten, was die ſoziale Geſetzgebung in den
nächſten Jahren zu erreichen ſuchen muß. Bürgerliche Sozial-
politiker hofften, daß Sie hier ein Wecker und Mahner der
ſozialen Pflichten ſein würden, wir haben davon nichts geſpürt.
Sie haben auf mich den Eindruck eines Spaziergängers, eines
politiſchen Eingängers gemacht, der, wenn er ſo fortfährt, bald
an Jntereſſe verliert. (Sehr richtigl! b. d. Soz.)

Nun zu den Mittelſtandsfragen. Es iſt eine alte Fabel, daß
wir

dem Mittelſtande feindlich gegenüberſtehen.

Das gilt vielmehr für die Rechte, die mit ihrer Wirtſchafts
politik auch den Mittelſtand die ſchwerſten Wunden ſchlägt.
(Sehr richtigl bei den Soz.) Warum gehen Sie (nach rechts
dem Grund und Bodenwucher nicht energiſch zu Leibe? Man
muß ſich wundern, daß der kleine Handwerker und Haufmann
in den Großſtädten die koloſſalen Mieten überhaupt noch auf-
bringen kann. (Sehr richtig! bei den Soz.) Auf dem Gebiet
der Wohnungsfrage ließen ſich wichtige Formen durchführen.
Durch Eigenbau der Gemeinden könne die Bodenſpekulationund der Wohnungswucher beſeitigt werden. Aber dazu ſind

Sie nicht bereit. Sie wollen ja
Profit ziehen aus privatkapitaliſtiſchen Unternehmungen.

Und die Gemeinden, deren Vertreter ja zur Hälfte aus Haus-
beſitzern beſtehen, werden von ſich aus nicht zu Reformen auf
das Gebiet des Wohnungsweſens kommen. (Sehr richtig! bei
den Soz.) Nun kommen Sie mit zwei kleinen Mitteln.
Einmal verlangen Sie, daß die Jnnungen zwangsweiſe Preiſe
feſtſetzen ſollen. Wie können ſie das gegenüber der Kon
kurrenz der Großbetriebe? Zur Preispolitik gehören im
Wirtſchaftsleben mächtige Organiſationen. So etwas kann
das Kohlenſyndikat, aber nicht die Handwerker. Weiter wollen
Sie die Großinduſtriellen zu den Koſten der Jnnung heran-
ziehen. Ueber die Aufwendungen der Jnnungen haben wir
aber keine Mitteilungen im Statiſtiſchen Jahrbuch. Dieſe
Lücke ſollte das Reichsamt des Jnnern beſeitigen. Die geſetz-
gebende Körperſchaft hat ein Recht, zu fordern, daß die

Verſchleierung der Geſchäftsführung bei den Jnnungen
aufhört. Aus einer Enquete aus dem Jahre 1904 habe ich er
ſehen, daß die Geſamtausgabe der Jnnungen 3668 000 Mark
betrugen; was ſie für die Lehrlingsausbildung ausgaben, iſt
jedenfalls auf dem Konto der Fachſchulen zu finden, und daind ganze 146 000 Mark ausgegeben. (Hört, hört! b. d. Soz.)

Es wird den Staat nicht ärmer machen, wenn er dieſe Laſt
noch übernimmt. Das gewährleiſtet eine beſſere Löſung der
Lehrlingsausbildung, als wenn die Jnnungen noch weiter
r dieſe Aufgabe erfüllen. Bei den Jnnungen iſt die
Fortbildung der Lehrlinge recht ſchlecht aufgehoben. Die Ge-
meinden haben auf dieſem Gebiete das meiſte geleiſtet. (Sehr
richtig b. d. Soz.) Wenn Sie wirklich

für das Handwerk etwas tun wollten,
dann hätten Sie bei der Reichsverſicherungsordnung nicht den
ſozialdemokratiſchen Antrag niedergeſtimmt, der bei der Jn-
validenverſicherung die Pflichtverſicherung der Handwerker
aben wollte. Sehr richtigl! b. d. Soz.) Jch glaube alſo an
hre Paahrpert nryrge nicht und nicht an die WirkungJhrer ittel. (Zuſt. b. d. Soz.) Sie haben nun die Lafſmena

auf den neuen Rettungsanker, die Angeſtellten in Induſtrie
und Handel. Die AngeſtelltenBewegung iſt aber zu meiner
eigenen Ueberraſchung mehr als ich je gehofft habe, den Weg
zur Sozialdemokratie gegangen. Wir haben herzlich wenig
dazu getan, aber die ganze Entwicklung dieſer Bewegung führtbeſtändig u Konflikten mit den Unternehmern, und die Ange-
ſtellten erkennen daraus von ſelbſt, daß ſie die gleichen Jnter-
eſſen haben wie die Arbeiter. (Sehr richtigl b. d. Soz.)
Dieſelbe

Entwicklung des Einbiegens in die Sozialdemokratie
ſehen wir bei der Beamten ſchaft. Wenn Sie bei den
letzten Wahlen den ſchlecht bezahlten Beamten ſagten, die
Wahl eines Sozialdemokraten ſei nicht mit dem Eide vereinbar,
ſo hat dieſe Einſchüchterung nicht Erfolg gehabt. Die Beamten
haben ihre dienſtlichen Obliegenheiten zu erfüllen, aber nicht
ihre politiſche Ueberzeugung zu opfern. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)
Herr v. Gamp hat ja gemeint, die Beamten hätten die Pflicht,
die Sozialdemokratie zu bekämpfen, alſo für Privatauffaſſun-
gen der konſervativen Partei tätig zu ſein. Zu dieſer poli
tiſchen Hausknechtsrolle dürfen Sie aber die Beamten nicht
heranziehen. Sie müſſen ſchon den politiſchen Unrat, den Jhre
Partei aufgehäuft hat, allein kehren und nicht die bezahlten
Kräfte des Staates heranziehen. (Sehr richtig! links.) Nach
den Ausführungen des Vertreters des Reichsamts des Jnnern
muß ich annehmen, daß in bezug auf die

ſind alſo nicht ausreichend. Getr e rechts.) Das

Er will nur keine Ueberſtürzung der

ſozialpolitiſchen Aufgaben nichts oder faſt nichts
geſchehen wird. Für das große Gebiet des Heimarbeiter-
ſchutzes hätte uns der Staatsſekretär wenigſtens in großen
Zügen angeben ſollen, was dem Reichsamt des Jnnern als
Aufgabe vorſchwebt. Es iſt ein ganz verfehlter Weg, wenn
der Staatsſekretär ſagt, wir haben allgemeine Anordnungen
getroffen, tut Jhr, alſo, Behörden, das übrige. Wir müſſen den
Staatsſekretär dringend bitten, andere Wege einzuſchlagen.
Eine Regelung der Bühnenvertragseverhältniſſe iſt dringend
notwendig. Der Staatsſekretär hat geſagt, er könne doch noch
keine Novelle der Reichsverſicherungsordnung einbringen, da
das Geſetz noch gar nicht in Kraft ſei. Herr Staatsſekretär
Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß Sie gezwungen werden, vor
dem Jnkrafttreten doch noch zu einer Novelle zu kommen,allerdings nicht auf einem Gebiete das wir angeregt haben.
Der Aerzteverband in Leipzig hat beſchlofſſen, bei einem zu
künftigen Konflikt nicht mehr nur im eigentlichen Konflikt-
gebiet die Ausübung der ärztlichen Praxis zu verhindern, ſon
dern den Kreis weiter zu ziehen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Es
kommt die Zeit, wo die Sozialdemokratie mit allen Wider-
ſtänden, die ſich ihr entgegenſetzen, aufräumen und ſchließlich
die Poſition einnehmen wird, die ihr als der
Vertreterin der großen erweröstätigen Schichten des Volkes
zukommt. Die wirtſchaftlich ſchwachen Schichten haben den
Anſpruch von der Geſetzgebung gegen die Gefahren für Leben
und Geſundheit geſchützt zu werden. Hier handelt es ſich um
die Jntereſſen der weiteſten Kreiſe der Bevölkerung, die ſich
nicht mehr gängeln läßt durch Verſprechungen, ſondern eine
entſchiedene Fortſetzung der Sozialpolitik verlangt. (Lebh.
Beifall b. d. Sogz.)
Abg. Graf v. Carmer-Zieſerwit (konſ.) tritt zunächſt

für eine Einſchränkung der Wanderlager und des Wander-
gewerbes ein. Mit der Aeußerung des Grafen v. Poſadowsky
gegen das Bauernlegen durch Latifundienbeſitzer ſind wir
durchaus einverſtanden. Beklagen möchte ich aber, daß das
Großkapital ſich immer des Güterhandels bemächtigt, was
früher gar nicht üblich war. Was unſere Reſolution auf

größeren Schutz der Arbeitswilligen
anbelangt, ſo ſind wir nicht etwa für eine Einſchränkung des
Koalitionsrechts, ſondern wir wenden uns nur gegen die Aus
wüchſe, die ſich bei Streiks und Ausſperrungen gezeigt haben,
und gegen die eine Abhilfe dringend notwendig iſt. (Sehr
richtigl rechts) Für die Arbeiter und ihre Hinterbliebenen
iſt durch die Reichsverſicherungsordnung in weitgehendem
Maße geſorgt, die Löhne ſind in den letzten 20 Jahren um 50
und 100 Prozent geſtiegen. Die Arbeiter ſind deshalb auch viel-
fach mit ihrer Lage zufrieden, aber die Sozialdemokratie hat
ſich die Gewerkſchaften dienſtbar gemacht, und ſie kann zu
friedene Arbeiter nicht gebrauchen. Damit hängt die Zunahme
der Streiks zuſammen, bei denen es ſich faſt immer um Macht-
proben handelt. Nicht die Unternehmer ſind Herren im Be-
triebe, ſondern die Gewerkſchaften. Die Arbeiter, die gern
arbeiten wollen, werden durch

den Terrorismus der Sozialdemokraten
gezwungen, mit zu ſtreiken. Gegen dieſe Einſchränkung der
perſönlichen Freiheit muß Schutz geſchaffen werden. (Lebh.
Zuſtimmung rechts.) Das beſtehende Recht reicht nicht aus,
denn man kann doch nicht annehmen, daß unſere Gerichte die
beſtehenden Geſetze nicht ſcharf genng anwenden. Dieſe Geſetze

auch der ſächſiſche Miniſter Vihtum von Eckſtädt im ſächſiſchen
Landtag anerkannt, und auch die Stadt Hamburg hat ſich für
das von Sachſen zu erwartende Vorgehen ausgeſprochen. Wir
verlangen kein Ausnahmegeſetz (Lachen b. d. Soz.), aber einen
wirkſameren Schutz der Arbeitswilligen. (Bravo! rechts.)

Abg. Thoma (natl.): Unter den großen der inneren
Politik geht voran die Wohnungsfrage. ie t neben der
Frage des Arbeiterſchutzes geradezu die ſoziale Frage. Eine
weſentliche Form zur Abhilfe bietet das Erbbaurecht. Das
crux (das Kreuz) der Wohnungsfrage iſt der hohe Preis des
Grund und Bodens, deshalb kann hier das Erbbaurecht helfen.
Bisher ſind auf Land in Erbbaupacht keine erſten Hypotheken
zu bekommen, weil ſie nicht mündelſicher ſind. Werden ſie für
den Wohnungsbau flüſſig werden. ie F enwärtige Koali
tionsfreiheit iſt für meine Freunde ein Blümlein rühr mich
nicht an. Auch in Bayern iſt das Koalitionsrecht als ein
natürliches Menſchenrecht bezeichnet worden, nur den Staats
arbeitern will man es nehmen und das hat eine Aenderung
der Orientierung der ganzen bayeriſchen Politik geſchaffen, die
erfreulicherweiſe mit dem Fortſchritt des parlamentariſchen
Syſtems verbunden war. Für uns hat das eine Klarheit der
politiſchen Situation geſchaffen, die uns am vorigen Mitt-
woch bei der Präſidentenwahl geſtattet hat, ſauber und
klar zu arbeiten. (Große Heiterkeit.) Beim Schutz der Ar
beitswilligen wollen wir nicht die Pfade der ſächſiſchen Regie
rung wandeln, ſondern wir halten das beſtehende Geſetz für
ausreichend. Nötig wäre es aber, durch ein Geſetz den poſi-
tiven Jnhalt des Koalitionsrechts auszuſprechen. Unſer Wirt
ſchaftslehen beruht heute geradezu auf Koalitignen und Orga
niſationen und daher ſollten ſie auch zivilrechtlich haftbar ge-
macht werden und die Rechtsfähigkeit erlangen können, ohne
die Möglichkeit eines Einſpruches der politiſchen Polizei. Fer-
ner wünſchen wir ein Reichseinigungsamt, das nicht wartet,
bis es angerufen wird, ſondern aus eigener Jnitiative vor-geht. Auch eine Zentrale zur Beratung bei Tariſverträgen
wünſchen wir. Aufgaben liegen alſo in Hülle und Fülle vor
auf dem Gebiete der rechtlichen Stellung der Organiſationen
und auf dem Gebiete der Kodifikation der Arbeiterverſicherung.
(Beifall links.)
Abg. Bartſchat (Vpt.): Den n en des Abg.

Pauli über die Notwendigkeit, dem Handwerk zu helfen, ſchließe
ich mich an, ich wünſche nur, daß Herr Pauli auch für die
Handwerker eintreten möchte, die anders als konſervativ wäh-
len. (Sehr gut! links.) Aber jeder Handwerker, der es wagt,
etwa liberal zu wählen, wird ſofort von Konſervativen und
ihrem Anhang bohyhkottiert. (Sehr wahrl! links.) Durch die
politiſche Knebelung, der e ter werden viele Hand
werker tatſächlich in die Reihen der Sozialdemokratie getrie
ben. Mehr als durch die Konſumvereine, werden die Hand
werker durch die Zentralſtelle des Bundes der Landwirte ge
ſchädigt, die ſogar die Reparatur von Maſchinen übernimmt.
(Hört, hört! links.) Gegenüber Herrn Wurm beſtreite ich
durchaus, daß der Hanſabund ſozia v rückſtändig iſt.

d ogialpolitik. Wir for
dern die Einſchränkung der Gefängnisarbeit, die geſetzliche
Regelung des Submiſſionsweſens, die zie vung der
Fabrikbetriebe zu den Koſten der Lehrlingsausbildung und die
Beſeitigung der Bevormundung der Handwerkskammern, die
jetzt durch die r ger ausgeübt wird. Die Re
gierung ſollte endlich aus den Erwägungen herauskommen und
zu Taten für das Handwerk übergehen. (Lebh. Beifall d. uAbg. Soſinski (Pole): Die ine mu fartgef rt
werden. Die Altersrente ſollte ſ t ſech n ens
jahre ausgezahlt werden und die Krankenkaſſen ſollten die
freie Arztwahl haben. Die Penſionskaſſen der großen Jndu
ſtriewerke werden oft zur Knebelung der Arbeiter benutzt hier
ſollte die Regierung eingreifen. Auch die achtſtündige tsſchicht für die Bergleute ſollte geſetzlich c S
Dem von der rechten Seite beantragten A
geſetz werden wir nicht zuſtimmen, weil wir wiſſen, daß es
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weiter nichts iſt als ein neues Zuchthausgeſetz. (Sehr richtig!
links Der Redner führt weiter unter Verleſung zahlreicher
amtlicher Schriftſtücke Beſchwerde darüber, daß in Ober-
ſchleſien die Zechen und Hüttenwerke bei ihrem terroriſtiſchen
Vorgehen gegen die Koalitionsfreiheit der Bergarbeiter die
weitgehendſte per laſſigt Unterſtützung der Polizeibeamten
und Amtsvorſteher erhalten. Möge der Staatsſekretär dafür
ſorgen, daß das Vereinsgeſetz freiheitlicher gehandhabt wird.
(Bravol b. d. Polen.)

Die Weiterberatung wird auf Montag 2 Uhr vertagt.
Schluß 44 Uhr

Klaſſenhausgeſchäftsordnung.
28. Sitzung. Sonnabend, den 2. März 1912.

Am Miniſtertiſch: Niemand!!
Die „Reform der Geſchäftsordnung“.

Abg. v. Brandenſtein (konſ.) begründet einen Antrag
ſeiner Fraktion, die Geſchäftsordnungskommiſſion allgemein
mit der Beſeitigung außer Anwendung gekommener Beſtim-
mungen, der beſſeren und deutlicheren Faſſung anderer zu be
auftragen. Die bei der vorjährigen Kommiſſionsberatung vor-
gebrachten Anregungen ſollen mit berückſichtigt werden.

Abg. Viereck ſfreikonſ.) betont ausdrücklich, daß ſeine
Freunde auch den kleineren Parteien die Mitwirkung im Hauſe
und in Kommiſſionen ſichern wollen und beantragt, die von
Herrn v. Brandenſtein gewünſchten Aenderungen als „ins-
beſondere“ wünſchenswert zu bezeichnen, um der Kommiſſion
die Möglichkeit zu geben, die ganze Geſchäftsordnung zu prüfen.

Abg. Dr. Lohmann (natl.) ſpricht ſich gegen eine Brüs-
kierung der Minderheit durch eine Verſchärfung der Geſchäfts-
ordnung aus. Die Minderheiten müſſen geſchützt werden. Den
Antrag Viereck lehnen wir ab.

Abg. Dr. Pachnicke (Vpt.): Nur der Wortlaut des An-
trages, nicht ſeine tendenziöſe Entſtehungsgeſchichte, iſt maß-
„gebend. Der Antrag Viereck iſt unannehmbar, denn er ſtellt die
ganze Geſchäftsordnung zur Diskuſſion. Wird der Antrag
Viereck angenommen, ſo müſſen wir auch gegen den Antrag
Brandenſtein ſtimmen. (Beifall links.)

Abg. Hirſch (Soz.)
Der Antrag von Brandenſtein iſt ſeinem Wortlaute nach

höchſt einfach. Der Zuſatzantrag Viereck aber öffnet der Will-
kür der Geſchäftsordnungskommiſſion Tür und Tor. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) Um aber den Antrag Brandenſtein recht zu
verſtehen, muß man ſeinen Werdegang in Betracht ziehen. Es
handelt ſich um einen Tendenzantrag in des Wortes ſchlimmſten
Sinne. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Jm vorigen Jahre iſt die
Geſchäftsordnungskommiſſion trotz der Ausführungen des
nationalliberalen Abg. Mathies über den Rahmen des Antrages
v. Brandenſtein hinausgegangen. Ja, ſie hat bewährte Vor-
ſchriften durch andere erſetzt, die die Minderheiten ſchwer be
nachteiligen, und zwar in der ausgeſprochenen Abſicht,

die kleine ſozialdemokratiſche Fraktion mundtot zu machen.
Sehr wahr b. d. Soz.) Was alſo Abg Fiſchbeck am 17. Februar
vorigen Jahres vermutete, hat ſich beſtätigt. Der Wunſch des
Herrn Viereck mag ja recht nett ſein, aber ſeine Partei bildet
hier eine Minderheit. Sagen wir doch ruhig, was iſt. Es ſoll
durch dieſe Anträge auf Abänderung der Geſchäftsordnung der
Anſchein erweckt werden, als ob die Sozialdemokratie nieder-
trächtigerweiſe darauf ausgehe, die Geſchäfte des Hauſes lahm-
zulegen. So ſprach ſich ja im Vorjahr Frhr. v. Zedlitz aus.
Dabei wiſſen Sie doch ganz gut, daß das nicht unſere Abſicht iſt.
und daß wir auch gar nicht dazu imſtande wären. Man klagt
über den „ſchlechten Ton“, den wir Sozialdemokraten in das
Haus hineingetragen hätten. Wir ſind niemals daran ſchuld
geweſen, wenn es hier zu Zuſammenſtößen zwiſchen uns und
»Jhnen gekommen iſt. (Sehr richtig! b. d. Soz., Lachen rechts.)
Wenn es dazu gekommen iſt, ſo doch nur,

weil wir fortgeſetzt von Jhnen provuziert wurden.
(Sehr wahrl b. d. Soz.) Sie verfolgen in dieſem Hauſe die
niedliche Praxis, mehrere Redner gegen die Sozialdemokratie
loszulaſſen und dann die Redeguillotine in Funktion treten zu
laſſen. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Sie ſind doch nicht etwa ſo
naiv, zu glauben, daß wir uns das auf die Dauer gefallen
laſſen Vor Eindringen der Sozialdemokratie in den Landtag
hat noch ein ganz anderer Ton geherrſcht. Aber ich will
mir da nicht den Vorwurf zuziehen, daß ich zur Verrohung des
Tones beitrage. (Sehr gut! b. d. Soz.) Jn politiſch bewegten
Zeiten fällt manch ſcharfes Wort, und wenn ich das alles hier
aufzählen wollte, was Sie gegen uns hier vorgebracht haben,
dann würde ich gar kein Ende finden. Erſt geſtern wurde
meinem Freunde Hoffmann zugerufen, alles was er ſpreche, ſei
Blech. Ludwig Thoma hat ja feſtgeſtellt, daß die heutigen deut-
ſchen Volksvertreter auf ein merkwürdig tiefes Niveau herab-
geſunken ſeien (Hört, hört! b. d. Soz.), weil nichts ſie abhalte,

das Gefühl ihrer Macht pöbelhaft zu äußern. (Hört, hört! b. d.
Soz., Unruhe rechts.) Seitdem Sie

den geſetzwidrigen Hausknechtsparagraphen beſchloſſen
haben, liegen in der Mappe des Präſidenten ſtets folgende
Formulare:

Das Mitglied des Hauſes iſt gemäß S 64 der Ge-
ſchäftsordnung des Abgeordnetenhauſes für den Reſt des
heutigen Tages von der Sitzung ausgeſchloſſen, hat ſich jedoch
ungeachtet der von mir erlaſſenen Aufforderung dazu nicht
entfernt. Hiermit erſuche ich den Kgl. Polizeileutnant
(Hauptmann) den genannten Asgeordneten, der, wenn
erforderlich, durch einen von mir beſtimmten Beamten des
Abgeordnetenhauſes bezeichnet werden wird, aus dem
Sitzungsſaal des Hauſes zu entfernen.

(Hört, hört! b. d. Soz. Heiterkeit rechts.) Wer weiß, vielleicht
wirft einmal ein Polizeileutnant den letzten Ritter und Heiligen
aus dieſem herrlichen Hauſe heraus. Heiterkeit b. d. Soz.)
Durch alle dieſe Anträge wollen Sie die Sozialdemokraten als
Störenfriede erſcheinen laſſen, um die Aufmerkſamkeit des
Volkes Jhren Verſündigungen gabzulenken. Wir haben ſtets
im Hauſe, in den Kommiſſionen und im Seniorenkonvent, den
Sie geſprengt haben, mitgearbeitet. Die Kreuzzeitung fordert
auf, uns keine Vertretung mehr in den Kommiſſionen zu ge
währen. Dann müßten wir eben alles hier im Hauſe vor-
bringen, wie ſchon jetzt beim Etat, weil wir in der Budget-
kommiſſion nicht ſitzen dürfen. Machen Sie uns hier mundtot,
dann erſticken Sie eigentlich

die Stimme der ſtärkſten Partei Preußens,
der ſechshunderttauſend ſozialdemokratiſchen Urwähler. Nicht
für uns, ſondern für das Anſehen des Hauſes iſt der Antrag
gefährlich. Wir werden uns trotz alledem durchſetzen, aber
wehe einem Parlament, das die Geſchäftsordnung, die zum
Schutze der Minderheit da iſt, mißbraucht, um die Minderheiten
zu knebeln! (Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Abg. Dittrich-Braunsberg (Zentr.): Es bedarf gar nicht
des Antrags Viereck, die Kommiſſion hat ſowieſo das Recht, die
ganze Geſchäftsordnung zu prüfen. Widerſpruch links.)

Abg. Viereck (freikonſ.): Daraufhin ziehe ich meinen An
trag zurück.

Abg. Dr. Friedberg (natl.) und Abg. Dr. Pachnicke
(Volksp.) proteſtieren entſchieden gegen die Ausführungen des
Abg. Dittrich.

Der Antrag v. Brandenſtein wird gegen die Stimmen der
Soz. und der Polen der Geſchäftsordnungskommiſſion über-
wieſen.

Ohne Debatte der Budgetkommiſſion überwieſen wurde ein
nationalliberaler Antrag auf Vorlegung einer Denkſchrift über
die Jugendpflege. Gleichfalls an eine Kommiſſion ging
eine Reihe von Anträgen, die eine Regelung des Sub-
miſſionsweſens bezwecken. Genoſſe Leinert betonle
im Gegenſatz zu den Antragſtellern, die ſich als angebliche
Freunde des Mittelſtandes aufſpielen und den Arbeiterſchutz
völlig vernachläſſigen, daß es ſich bei der Regelung des Sub-
miſſionsweſens in erſter Linie darum handeln müſſe, den
wirtſchaftlich Schwachen ausreichenden Schutz ange-
deihen zu laſſen. Endlich begann das Haus noch mit der Be
ratung zweier Anträge auf Vorlegung eines Geſetzentwurfs
zur Regelung der Wohnungs verhältniſſe in Groß-
ſtädten. Die Debatte kam aber über die Begründung des An-
trags nicht hinaus; ſie ſoll am nächſten Schwerinstage fort-
geſetzt werden.

Gewerkschaftliches.
Zur Lohnbewegung der Bergarbeiter.

Die chriſtlichen Gewerkvereins,führer“ verſuchen in einem
Flugblatt den Eindruck zu erwecken, als ſollten die Berg-
arbeiter Deutſchlands in einen Sympathieſtreik für die eng-
liſchen Bergleute eintreten. Demgegenüber wird in dem Flug-
blatt auf eine von den engliſchen Bergarbeiterführern vorge-
ſchlagene und in der Sitzung des internationalen Komitees
der Bergarbeiter am 22. Februar angenommene Reſolution
hingewieſen, in der geſagt wird:

„Die engliſchen Bergarbeiter verlangen nicht, daß die
Bergarbeiter des Kontinents ihretwegen in einen Shm-
pathieſtreik eintreten. Sollten die Bergarbeiter
des Kontinents aber ſelbſt Forderungen
haben, die ſie jetzt durchſetzen wollen, ſo ſei
das zu begrüßen.“

Damit iſt die Behauptung der Unternehmer- und chriſt-
lichen Gewerkvereinspreſſe, es handle ſich bei der Bewegung
der deutſchen Bergarbeiter um eine Sympathiebewegung für
die Engländer, abgetan. Jedes Land ſoll für ſeine eigenen
Forderungen und Ziele ſtreben. Das wollen die Bergarbeiter
Deutſchlands, mehr nicht.

Jn einem Flugblatt der vereinigten Verbände wird folgen
der Appell an die Bergleute gerichtet:

„Jedenfalls ſind die drei die Lohnbewegung führenden
Organiſationen der Anſicht, daß das Wohl und Wehe der
Bergarbeiter von den Launen und Schrullen einiger Per-
ſonen, die die Leitung des chriſtlichen Gewerkvereins bilden,
nicht abhängig ſein kann und darf. Daß es der perſönlichen
Empfindlichkeit dieſer Leute auch nicht zum Opfer gebracht

werden kann und darf. Sie ſind daher ent
ſchloſſen, die Lohnbewegung weiter zu füh-
ren und we nnesſeinmuß, auch mit den äußer-
ſten Mitteln. Sie werden ſich dabei durch das Gekläffe
der Gewerkvereinsleiter, die Reben ihrem Wagen herlaufen
und denſelben aufzuhalten ſuchen, nicht beeinfluſſen laſſen.“

Wir ſind auch davon überzeugt, daß, wenn es die Not der
Zeit gebietet, und die chriſtlichen Führer“ die Bewegung
hemmen wollen, ſie mit in den Strudel gezogen werden. Bis
zum 5. März ſollen die Antworten von den einzelnen Gruben-
verwaltungen auf die eingereichten Forderungen zurück ſein.
Dann werden die Organiſationen erneut und ſchnellſtens
Stellung nehmen und frei und unabhängig, ſo wie es das
Jntereſſe der Bergarbeiter erfordert, entſcheiden.

65 Verſammlungen
hielten die Bergarbeiter am Sonntag im rheiniſch- weſtfäliſchen

Jnduſtriegebiet ab. Der Andrang zu den Verſammlungen war
außergewöhnlich ſtark. Sämtliche Verſammlungen waren über-
füllt, und Tauſende von Bergarbeitern konnten keinen Einlaß
mehr finden. Bürgerliche Berichterſtatter ſchätzen die Zahl
der Verſammlungsbeſucher auf 65 000. Die Stimmung unter
den Bergleuten war überall eine kampfbegeiſterte, und ſelbſt die
chriſtlichen Bergarbeiter weiſen die Flaumacherei und das
Verräterſpiel ihrer „Führer“ energiſch zurück. Die von den
chriſtlich organiſierten Bergleuten einberufenen Verſammlungen
waren durchweg ſchlecht beſucht, und für die Vorſchläge der
chriſtlichen Verbandsleitung ſtimmte kaum der vierte Teil der
Verſammlungsteilnehmer. Ein großer Teil der Chriſtlichen
nahm an den vom alten Bergarbeiterverband, der Polniſchen
Berufsvereinigung und den Hirſch-Dunckerſchen Gewerkverein
einberufenen Verſammlungen teil, und ſtimmten auch mit für
die von den drei Vorſtänden vorgeſchlagenen Reſolution. Die
Annahme der Reſolution (wir haben die Reſolution
bereits Anfang voriger Woche zum Abdruck gebracht. Red.)
erfolgte einmütig. Soweit in den von den drei Ver-
bänden angeſetzten Verſammlungen eine Diskuſſion ſtattfand,
traten die Diskuſſionsredner unter der begeiſterten Zuſtimmung
der Zuhörer dafür ein, daß die billigen Forderungen der Berg-
arbeiter durch einen Streik durchgeſetzt werden müßten. Der
Verlauf der Verſammlungen und die ganze Stimmung, die in
ihnen herrſchte, läßt jedenfalls keinen Zweifel mehr darüber
aufkommen, daß die Lage im Ruhrbecken ſehr ernſt iſt. Am
5. März läuft die den Unternehmern von den drei Verbänden
geſtellte Friſt ab und dann werden die Würfel fallen. Behaxren
die Zechenbarone weiter auf ihrem hartnäckig ablehnenden
Herrenſtandpunkt, dann dürfte es auch mit der ſo lang be
wahrten Geduld und Langmut der deutſchen Bergarbeiter
ſchließlich einmal zu Ende ſein.
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Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8—9 Uh
und Sonntags von 10-12 Uhr.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 4. März 1912.

Wieviel Verelendung bedeuten dieſe Jahlen.
Die wirtſchaftliche Entwicklung paukt auch den Gegnern zuweilen

einige Minuten lang Vernunft ein. Jahraus, jahrein hat die
Halleſche den Niedergang- des Kleinbetriebs, die Verelendung immer
neuer Volksſchichten ebenſo energiſch beſtritten, wie die Saale-
zeitung die Herrſchaft des Kapitals in unſerer heutigen Politik
hartnäckig leugnete. Jetzt haben ſich ziemlich gleichzeitig beide
Blätter zu einer Aenderung ihrer Anſicht allerdings nur für
wenige lichte Minuten entſchloſſen. Die Halleſche erkennt aus
drücklich die Verelendungstheorie der Sozialdemokratie als richtig an.

Die ökonomiſche Entwicklung der bürgerlichen Geſellſchaft
führt mit Naturnotwendigkeit zum Untergang des Kleinbetriebes.

Für das Proletariat und die verſinkenden Mittel-
ſchichten Kleinbürger, Bauern bedeutet (dieſe Entwicklung
zum Großbetrieb) eine wachſende Zunahme der Unſicherheit
ihrer Exiſtenz, des Elends, des Druckes, der Knechtung,
der Erniedrigung, der Ausbeutung.

Dieſe beiden Sätze des ſozialdemokratiſchen Parteiprogrammes,
die auf das heftigſte von den Gegnern aller Sorten angegriffen
worden ſind, finden nämlich in der Halleſchen jetzt eine runde,
nette Beſtätigung, indem das Blatt ſchreibt:

Nach den letzten Berufszählungen gab es Selbſtändige im
Baugewerbe 1907: 11,28 v. H., 1895, alſo 12 Jahre zurück,
14,92 v. H., und nun wieder 12 Jahre zurück, 1882: 17,39 v. H.
Wieviel Verelendung bedeuten wohl für den Mittelſtand
dieſe Zahlen

Dieſe Summe von Elend zu ſchildern, iſt uns jetzt nicht
möglich; aber wir haben für dieſe fortſchreitende Verelendung der
untergehenden Selbſtändigen immer ein ſtarkes Mitgefühl gehabt.
Wir freuen uns, wenn die Halleſche jetzt nur vorübergehend
natürlich auch dieſe Verelendung hereinbrechen ſieht. Daß
ſie dagegen nur das reaktionäre Mittel kennt, durch Streik-
brecherſchutz die Arbeiter unter lange Arbeitszeit und niedrige
Löhne zu beugen, damit auch Kleinmeiſter noch daran verdienen
können, iſt verſtändlich, weil die Halleſche eben ein Unternehmer-,

ein Scharfmacherblatt iſt. Aber um Klärung zu
bringen, hat ſich auf der anderen Seite die Saalezeitung dazu
aufgerafft, ein kleines Eingeſtändnis zu machen. Bekannt-
lich wettern die liberalen Blätter immer am meiſten gegen unſeren
Klaſſenkampfſtandpunkt, gegen unſere Behauptung, daß die be-
ſitzenden Klaſſen an der Herrſchaft ſind, ganz egal ob
konſervativ oder liberal. Aber ſiehe da, wo es ſich nicht um
Deutſchland dreht, nicht um die hieſigen reichen Kauf- und
Jnduſtrieherren, da wird eingeſtanden, daß dieſe Klaſſe die Politik
macht, die Herrſchaft führt. Jn einem ihrer regelmäßigen
Rüſtungshetzartikel ſchreibt nämlich die Saaletante über England
was folgt:

Seit die oſtindiſche Compagnie ihr gewaltiges Ziel zu er-
reichen begann, iſt der Gebieter der großbritanniſchen
Politik der engliſche Kaufherr. Wem einmal ein
Blick in das Leben und Treiben der Londoner City-Kontore
zu tun vergönnt war, der ſtand ſtaunend vor dem in ihnen
verkörperten einflußgewaltigen Reichtum.

Sehr richtig! Und wie in England der einflußgewaltige Kauf
herrenreichtum, ſo iſt in Deutſchland vornehmlich der einfluß-
gewaltige Jnduſtriereichtum der Gebieter der deutſchen Politik.
Einverſtanden, Saaletante. Alſo jetzt, Kampf den Jnduſtrie-
kapitaliſten und ihren Helfern von links und rechts, den Banken
und Jnnkern. Und daß es dieſe Kapitalsmächte ſind, die die
Kleinbetriebe ruinieren, um die Großkapitaliſten zu fördern, daß
würde auch die ſchwache Jntelligenz der Giftnudel einſehen, wenn

ſie dürfte. 3. 2Lohubewegung der Schneider.
Bis jetzt iſt der Stand des Streiks wenig verändert. Zu den

bis jetzt 150 Streikenden, haben ſich Sonnabend noch einige un-
organiſierte geſellt, außerdem haben die Verbanskollegen in
Könnern, welche zur Halleſchen Filiale gehören, am Montag
früh die Arbeit eingeſtellt. Es handelt ſich dort nur um ein Ge-
ſchäft und fünf organiſierte Kollegen. Bewilligt haben bis jetzt
folgende Firmen: S. Weiß, Herm. Bauchwitz, F. W. Blaſche,
H. Martin, Franz Bühlig, Endepols K Dunker, Ernſt
Kirſch, Karl Wagner (am Sonnabend vergeſſen), Friedr. Seele,
Otto Friedrich, J. Matthäus jun., Moritz Cahn, Chr. Stute,
Otto Bartelt, Moritz PRoſenthal, Franz Becker, Otto
Zſchäpe, F. Neſtler, Firma Preißer (Uniform-Tarif), C. Stroh.

Heute, Montag, abends 8 Uhr, findet im Volkspark eine öffent-
liche Schneiderverſammlung ſtatt, in welcher der Bericht über den
Stand der Bewegung gegeben wird. Am Donnerstag findet in
Halle nochmals eine Einigungs- Konferenz der Hauptvorſtände ſtatt.

Vom Kampf der Halleſchen Steinſetzmeiſter gegen den Verband
der Steinfſetzer.

Seit langer Zeit führen die Halleſchen organiſierten Steinſetz-
unternehmer gegen die organiſierten Steinſetzer einen Kampf, der
an Schärfe und Terrorismusakten in der ganzen Arbeiterbewegung
wohl einzig daſteht. Von den Polieren wird bedingungsloſer
Austritt aus der Arbeiterorganiſation und Anerkennung der
Unternehmerforderung verlangt. Als Poliere werden Perſonen
angeſprochen, die mit 2 bis 8 Mann irgendwelche Arbeiten ver-
richten. Wie von mehreren nternehmern übereinſtimmend be-
kundet wird, ſoll das Organiſationsverbot für Poliere ein Beſchluß
der am 1. Januar in Kraft getretenen Zwangsinnung ſein. Dieſe als
Poliere gedachten Perſonen unterliegen nun keineswegs den günſti-
geren Beſtimmungen der Gewerbeordnung, ſondern ſind durchaus nur
ſolche Sterbliche, wie die anderen Steinſetzer und unterliegen auch
denſelben ſchlechten Arbeitsbedingungen, nur mit dem Unterſchied,
daß ſie eben Staatsbürger zweiter Güte ſein ſollen und dafür
bis zu 5 Pf. pro Stunde beſſer eutlohnt werden. Der Haupt-
zweck der Unternehmer iſt letzten Endes der, dieſe „Poliere“ dem
von den Unternehmern aus der Taufe gehobenen gelben Polier-
verein zuzutreiben und ſich eine Arbeitswilligengarde zu bilden.
Um den gelben Polierverein zu fördern und die ihm fehlende
Achtung zu verſchaffen, haben die Halleſchen Steinſetzerunternehmer
in letzter Zeit eine Staatsaktion unternommen, die unſeres Er-

achtens nach dem Staatsanwalt willkommene Gelegenheit zum
Eingreifen bietet.

Ein organiſierter Steinſetzer hatte vor etlichen Wochen einen
der gelben „Poliere“ einen Spitznamen angehängt, der dem Polier
auch ſchon unzählige Male von ſeinem Unternehmer angeworfen
worden war. Als Strafe dafür ſind ſich die Halleſchen Unter
nehmer einig geworden wie dem betreffenden Steinſetzer
wiederholt verſichert wurde, ſoll das ein Verſammlungs
beſchluß ſein den Steinſetzer durch Brotlosmachung,
durch Ausſperrung zu nötigen, dem „Polier“ gegenüber Abbitte

Pelikan- Caramel-Schwarzbie ist ein fast alkoholfreies, sehr nahrhaftes und
stärkendes Tafelbier. In allen Fällen zu De
m Wo Alkohol vermieden werden soll.



zu kun.
wenn er ſich ſchon ſtrafbar gemacht haben ſoll, ihn dann nur derordentliche Richter aburteilen kann, ſo verweigerte er die Abbitte
Die Unternehmer wollen aber einen Familienvater zwingen, ob
wohl es nur Anfgabe des Gerichts ſein kann, einzugreifen.

Die Unternehmer drohen aber weiterhin noch dem Steinſetzer-
verband, wenn er ſein Mitglied in Schutz nimmt und Gegen-
maßregeln ergreift, daß dann eine zweite Auflage einer Steinſetzer
ausſperrung im Regierungsbezirk Merſeburg erfolgen ſoll. Die
Unternehmer ſcheinen ſich der Sympathie und Wohlwollen aller
Behörden unter allen Umſtänden ſicher zu ſein und ſie glauben
ſich deshalb ſchon etwas außerordentliches erlauben zu dürfen.

Ob ſie damit dem Gericht ins Handwerk pfuſchen und ob ſie
dabei beſtehende Geſetze verletzen, iſt nebenſächlich, ſie ſind ja
Unternehmer! Gegen Arbeiter würde beſtimmt nicht nur der
Nötigungsparagraph angezogen werden, ſondern auch ſofort eine
Schadenerſatzklage erfolgen. Selbſtredend wird ſich der Stein-
ſetzerverband durch das alles nicht abhalten laſſen, für ſein Mit

glied das zu tun, was ſeine Pflicht iſt, und er wird auch die
Konſequenzen zu tragen wiſſen. Deshalb iſt beſchloſſen worden,
daß die Firma Emil Arlt- Halle für alle Steinſetzer, mit Aus-
nahme der dort beſchäftigten Perſonen, ſolange geſperrt iſt, bis
der von Arlt gemaßregelte Steinſetzer wieder eingeſtellt iſt.

Verband der Steinſetzer,
Pflaſterer und Berufsgenoſſen Deutſchlands,

Zahlſtelle Halle.

Schulkinder und Scharfſchießzen.
Zu unſerem in Nummer 52 vom 2. März veröffentlichen Artikel

mit obiger Spitzmarke ſchreibt man uns: Geehrte Redaktion! Jn
Jhrem geſtrigen Artikel verurteilen Sie mit Recht die Kriegs-
ſpielerei der Schuljugend und ermahnen die Eltern, auf die ge-
plante Verleitung der Kinder zu ſolch gefährlichem Tun Acht zu
geben. Nur Jhr Schlußſatz „Es iſt die höchſte Zeit“ gefällt mir
nicht recht. Es ſcheint mir, daß Sie dieſer „patriotiſchen Jugend-
pflege doch zuviel Bedeutung beilegen. Das Militär ſorgt nämlich
beſtändig ſelbſt dafür, daß nicht allzuviel Liebe für das Soldaten-
ſpielen in die jungen Herzen kommt. Hierfür ein Beiſpiel: Kommt
da am Freitag morgen in der ſiebenten Stunde eine Kompagnie
Soldaten den Mühlweg herunter. An der Kreuzung der Bern-
burgerſtraße will ein junger Burſche von 17—-18 Jahren ſchnell
noch durch den zwiſchen Hauptmann und Kompagnie befindlichen
Abſtand laufen, weil auf der anderen Seite die Elektriſche ſchon
zur Abfahrt klingelt, die der junge Menſch benutzen will, um recht-
zeitig zur Arbeitsſtätte zu gelangen. Er hatte aber die Rechnung
ohne die erſte Sektion der Kompagnie gemacht. Von Soldaten
fäuſten gepackt wurde der junge Burſche in ſeinem eiligen Lauf ge-
hindert und hin und her geſtoßen, bis er wieder auf der Seite der
Straße ankam, von der er den Sprung nach der Elekriſchen unter
nommen hatte. Was konnte der arme Kerl dafür, daß er das
Exerzierreglement nit kannte. Die Püffe werden dem zukünftigen
Vaterlandsverteidiger ſicher Luſt und Liebe zum Militär eingeimpft
haben. Bemerkt ſei noch, daß dieſer Vorgang allgemeinen Unwillen

bei den Straßenpaſſanten erregte. R. J.
Wir geben dem Einſender gern zu, daß der Militarismus durch

ſeine Taten die oben geſchilderte iſt noch eine ſeiner mildeſten
ſchon ſelbſt in den Volksmaſſen genügend Stimmung gegen ſich
macht. Und es iſt für uns auch ſicher, daß die große Mehrzahl
der Jungen, die jetzt zu den kriegeriſchen Vorſtellungen komman-
diert werden, ſpäter durch die rauhe Wirklichkeit des Erwerbslebens,
durch die Ausbeutung ihrer Arbeitskraft, doch zu uns getrieben
werden, trotz der Pflege mit Scharfſchießen, Abkochen, Hurra, in
Sektionen abſchwenken, abteilen, Fahne, Trommeln und Pfeifer
und was ſonſt noch.

Jmmerhin iſt es aber doch nicht unmöglich, daß dieſer oder jener
der patriotiſchen Befangenheit anheimfällt oder daß andere von
einem ſolchen Duſel ergriffen werden, daß ſie erſt einige Jahre
ſpäter, als eigentlich nötig wäre, den Weg zur großen Armee der
Arbeiterbewegung finden. Dieſem Duſel durch planmäßige Auf-
klärung entgegenzuwirken, iſt die Pflicht von Partei, Gewerkſchaften
und freier Jugendbewegung.

Schutzverband deutſcher Lichtbild Theater. Vor einigen
Wochen haben ſich die LichtbildTheaterbeſitzer des ganzen deutſchen
Reiches zu einer einheitlichen Organiſation vereinigt, die den
Namen Schutzverband deutſcher Lichtbild Theater trägt. Alle
bereits beſtehenden Lokal- und Landesorganiſationen haben
ſich dieſem Verbande angeſchloſſen. Der Schutzverhand deutſcher
Lichtbild Theater ſtellt, wie er betont, eine Reichsorganiſation
dar, dazu geſchaffen, in erſter Linie Einfluß auf die Film-
fabrikation zu gewinnen und ſogenannte Schundfilms

von der Vorführung fernzuhalten. Der Schutzverband will
damit Mißſtände aus der Welt ſchaffen, wie ſie in letzter Zeit
mehrfach zu Klagen Anlaß gegeben haben. Eine weitere Aufgabe
des Schutzverbandes iſt, der Verflachung der künſtleriſchen Qualität
der t vorzubeugen, wie ſie in neuerer Zeit durch
die Gründung eines Filmtruſtes droht. Eine in Vorbereitung
befindliche Aktiengeſellſchaft hat mit der Mehrzahl der in Deutſch
land vertretenen ausländiſchen Filmfabrikanten Abkommen ge
troffen, auf Jahre hinaus deren ganze Produktion, ohne Rückſicht
auf Qualität und künſtleriſche Durcharbeitung abzunehmen und
L erſtanblich damit deutſchen Lichtbild-Theaterbeſucher zu be
glücken.

Es bleibt abzuwarten, ob der Schutzverband feine Aufgaben
ernſthaft zu löſen anſtreben wird. Da das Kino immer mehr zur
Volksunterhaltungsſtätte wird, wäre endlich eine planmäßige Ent
wicklung im Sinne künſtleriſcher und belehrender Vor-
führungen ſehr zu begrüßen.

Der Bauausſchuß verhandelte am Sonnabend über die Ver
gebung des Neubaues des Sparkaſſengebäudes. Mit ſieben

egen zwei Stimmen wurde beſchloſſen, die Ausführung demhieſigen Hochbauamt zu übertragen. Bekanntlich ſollte ur-
ſprünglich der Bau der Berliner Architektenfirma Jeſſen über-
tragen werden.

allgemein be
niebten Margarine

am nächſten kommt.

Va der velkeffende Süeiihetzer der MNeiiſing if, daß A. T. G. Stadtbahn Halle betrugen vom 1. bis 29. Februar
1912: 77 144,10 Mk. (1911 68648,30 Mk.), mehr 1912: 8495,80
Mark. Jn den Moenaten Jannar und Februar 1912: 1659041,50
Mark (1911: 142629 Mk.), mehr 1912: 15 412,50 Mk.

Aus dem Zoologiſchen Garten. Jn der vergangenen Woche
brachte die dreiviertelblütige Wildſau ſeh von dem rein-
blütigen Wildeber ſtammende Friſchlinge zur Welt. Die munteren
drolligen Tierchen zeigen faſt durchweg die reine Wildfärbung,
d. h. auf gelbbraunem Grunde dunklere, zum Teil ineinander
übergehende Längsſtreifen, unregelmäßige dunklere Flecke verraten
bei einigen Tierchen die Beimiſchung fremden Blutes. Das ſchmucke
Jugendkleid der Wildſchweine wird als eine Reminiszenz aus
Urväters Zeiten gedeutet; man nimmt an, daß die Streifung bei
den Vorfahren auch im Alter beſtanden habe, bei den Nachkommen
im ausgewachſenen Zuſtande verloren gegangen ſei und nur in
der Jugend noch als ſchwer tilgbares Erbſtück erhalten bliebe.
Aehnliche Färbungserſcheinungen kennen wir auch bei anderen
Tieren, z. B. bei den Löwen, wo die Jungen deutlich gefleckt ſind,
während die alten Tiere bekanntlich völlig einfarbig ſind. Als
neuer Ankömmling iſt außerdem ein Zebukälbchen zu nennen.
Ferner iſt ein junger Hirſchziegenantilopenbock angekommen, der
ſich hoffentlich zu einem guten Zuchtbock entwickeln wird. Während
der über den Winter geliehene einhörnige Bock tief dunkelbraun
war, iſt das junge Böckchen noch hellgelbbraun wie die Muttertiere.

Stadttheater. Dienstag wird zum letzten Male die Oper
Carmen gegeben und zwar gaſtiert in der Partie des Don Joſè
Herr Julius Briſchke vom Staditheater in Bonn auf Engage-
ment. Herr Briſchke bewirbt ſich um das Fach des Spiel- und
Operetten Tenors für Herrn Kayſer. Mittwoch Die ſchöne
Galathee, hierauf Die fünf Frankfurter. Donnerstag zum
letzten Male Die Geiſha. Freitag Gaſtſpiel des Herrn Rudolf
Salenins auf Engagement Tannhäuſer. Sonnabend Künſtlerfeſt.
Die Vorbereitungen für das Feſt, welches unter der Deviſe:
Eine Soiree beim Roſenkavalier arrangiert wird, ſind bereits im
vollſten Gange und wird es auch an den verſchieden-
artigſten Ueberraſchungen nicht fehlen. Die beiden Haupt-
teile des eigentlichen Programms bilden zunächſt ein Konzert-
teil, für welchen Kammerſänger Walter Soomer als Soliſt ge-
wonnen iſt. Der zweite Teil bringt die Erſtaufführung der
Geſangspoſſe Parkettſitz Nr. 10, eines Stückes, das wohl zu dem
humorvollſten, übermütigſten und tollſten gehört, was jemals über
die Bretter gegangen iſt. Jn der großen Pauſe, ſowie nach Schluß
der Theatervorſtellung ſind in altbekannter Weiſe ſämtliche Räume
des Stadttheaters dem Publikum zugänglich. Der Vorverkauf hat
an der Theaterkaſſe bereits begonnen.

Vootsunfall auf der Saale. Durch die Unachtſamkeit des
Steuerführers eines Ruderbootes kamen geſtern zwei junge Leute
dadurch in Lebensgefahr, daß das Boot auf eine Gondel ſtieß und
dieſe ſofort zum Sinken brachte. Die mit dem bloßen Schrecken
davon gekommenen Gondelinſaſſen wurden in das Bvot auf-
genommen und an Land gebracht. Die geſunkene Gondel konnte
geborgen werden.

Vom Ertrinken gerettet. Ein fünfjähriger Knabe ſtürzte
am Sonntag in die Saale. Das Kind wurde jedoch von einem
Kaufmann aus Bitterfeld gerettet.

Von der Straße. Jn der Großen Steinſtraße ſtürzte am
Sonntag ein Pferd. Ein Radfahrer wurde geſtern nachmittag in
der Leipzigerſtraße von einer Droſchke umgefahren. Ein Zu-ſammen 6 zweier Automobile, bei dem Perſonen jedoch nicht zu

Schaden kamen, erfolgte geſtern in der Merſeburgerſtraße. AmSonnabend früh verlor auf dem Canenager Wege ein Geſchirr aus

Zwintſchöna ein Vorderrad, wodurch der Führer aus der Schoß-kelle ſtürzte und ſich Verletzungen am Kopf und Arme zuSonnabend nachmittag wurde von dem Wagen eines Kariſſe

beſitzers die Straßenlaterne vor dem reiimfelderſtraße 37
umgefahren. Heute früh brach in der Bernburgerſtraße ein Wagen
uſammen. Ferner vrach an einem Motorwagen in der Friedrich-ſuche eine Achſe. Jn der Zwingerſtraße fand heute früh ein

Waſſerrohrbruch ſtatt.

Unnützes Tun. Zu einer Meſſerſtecherei, bei welcher ein
Maurer vier Kopfwunden davontrug, kam es geſtern in dem
Grundſtück Wörmlitzerſtraße 93.

Vereins- und Vergnügungs Kalender.
Der Freidenker- Verein veranſtaltet am kommenden

Mittwoch eine große öffentliche Verſammlung, in welcher der
Privatgelehrte Genoſſe Karl Thiel, Leiter des Univerſum Nürn-
berg, einen Vortrag mit darauffolgender freier Diskuſſion über
das Thema: Hat das Chriſtentum Geſittung und Kultur
verbreitet (Siehe Jnſerat in heutiger Nummer).

Walhallatheater. Schon lange vor Beginn der geſtrigen
Vorſtellung waren ſämtliche Kaſſen geſchloſſen, weil total aus-
verkauſt, und Hunderte, welche keinen Platz mehr bekommen
konnten, mußten ſich auf einen anderen Tag vertröſten laſſen.
Die „Polniſche Wirtſchaft“ hat es dem Publikum angetan. Es
wird dringend geraten, ſich ſchon tagsüber Karten zu beſorgen.
Heute dirigiert zum erſten Male Kapellmeiſter Dr. Georg Pauli.
Das Apollotheater war am Sonntag ſchon lange vor Beginn der Vorſtellung bis auf den letzten Plas ausverkauft und

viele Hunderte mußten, J Billetts zu erhalten, wieder umkehren.
Die Novität Meine! Deine! rief wiederum wahre Heiterkeits-
ſtürme hervor, die das ausgezeichnete Spiel der Darſteller oft
minutenlang unterbrachen.

Könnern. Ein Fortſchritt! Am 1. März wurde die im
September vorigen Jahres neu geſchaffene Polizeiwachtmeiſter-
re durch den Wachtmeiſter Franke beſetzt. Es iſt ein in der

olizeiſchule zu Altenburg ausgebildeter Beamter. Die Mehr-
zahl der Bevölkerung kann keinen Grund für dieſe Vermehrung
der Polizei anerkennen. Sie iſt vielmehr der Anſicht, daß drei
Poliziſten und ein Gendarm zum „Schutze“ der Bevölkerung
vollkommen genügen. Aber die Stimmung der Bevölkerung
fällt hier nicht ins Gewicht. Verſchiedene Spießer haben
übrigens bereits durchblicken laſſen, daß die Sozialdemokraten
die Hauptſchuld an der Anſtellung tragen (ſie waren ja voriges
Jahr auch an der Mißernte ſchuld). Daß man bei Schaffung
der Stelle gehörig mit dem roten Lappen gewunken hat, glauben
wir, und man konnte damit auch auf Erfolg rechnen, weil ja
die Mehrzahl der Stadtväter liberal iſt. Uns Sozialdemokraten
kann es recht ſein, wenn der Liberalismus ſich ſo recht polizei-
lich preußiſch-reaktionär betätigt.

Unglücksfall. Am Sonnabend nachmittag verunglückte
der vierjährige Sohn des Bahnarbeiters Kahl dadurch, daß er
beim Spielen kopfüber in ein Waſchfaß ſtürzte und ertrank.
Wiederbdelebungsverſuche waren erfolglos. Darum alſo Vor-
ſicht, deckt mit Waſſer gefüllte Fäſſer zu.

vegetabilen
Margarine

verwendet.
überall beliebteſte

Ueberall erhältlich!

billigt worden ſei, mußte unter dieſen Umſtänden von vorn
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des Rindernierenfettes mit Milch und

Fahne verbuttert, bilden die Grundſtoffe der

Liegerin
welche infolge ihrer vorzüglichen Eigenſchaften der

Molkereibutter

der ausgewähiten Kokosnüſſe werden zur
herſteilung der unübertroffenen und feinſten

Palmato
Delißateſte, vorzüglich haitbare und

pflanzenbutter.
Neinige Fabrikanten: A. E. Mohr, 6. m. b. Atona-Babrenfeld,

Aus den Gerichtsſälen.
Jugend-Strafkammer.

Eine recht erhebliche Strafe wurde verhängt gegen einen
15 jährigen Schuhmacherlehrling aus Thalheim. Er wurde
beſchuldigt, im September v. J. einer Grubenbahn auf ihrem
Gleiſe zwiſchen Thalheim und Sandersdorf zweimal gefähr-
liche Hinderniſſe bereitet zu haben. Beim erſten Male ſchlug
er ein großes Eiſenſtück in einen Schienenſpalt ein und legt
noch Steine darum. An dieſem böſen Streiche beteiligten ſich
auch einige Schulknaben. Am zweiten Male hämmerte er
einen großen Schienennagel ſehr feſt in einen Schienenſpalt
ein. Nach Angabe des Maſchinenführers der Grubenbahn
waren beide Hinderniſſe geeignet, die leicht gebaute Maſchine
zum Entgleiſen oder gar zum Umſchlagen zu bringen. Zum
Glück wurden ſie jedesmal noch rechtzeitig bemerkt und ohne
Schaden entfernt. Der Maſchinenmeiſter hat dem Lehrling
einmal wegen eines Steinwurfes auf ſeinen Jungen ein paar
Ohrfeigen gegeben; er vermutet daher, der Lehrling habe ſich
auf dieſe Weiſe für die Züchtigung rächen wollen. Zu Schul-
knaben ſoll er die Aeußerung getan haben, er werde dem
Maſchinenmeiſter ſchon einmal einen „Schur“ tun. Der Junge
beſtritt ſolche Aeußerungen und Rachegelüſte. Zu dem Be-
reiten des Hinderniſſes ſei er erſt von anderen Jungen ver-
leitet worden. Er habe ſich dabei nichts Schlimmes gedacht,
ſondern gemeint, beim Rattern und Schütteln der Maſchine
würde alles ſchon wieder von ſelbſt herunterfallen. Der Vater
des Knaben meinte, die Anzeige des Maſchinenführers ſei ein
Racheakt, jener ſei ſtark mit ihm verfeindet und deshalb be
ſtrebt, ihn und ſeine Familie unglücklich zu machen. Der
Staatsanwalt hielt es für angebracht, gegen den 15 jähriger
Knaben wegen des Dummenjuüngenſtreiches zwei Jahre Ge-
fängnis zu beantragen. Das geringſte geſetzlich zuläſſige
Strafmaß für vorſätzliche Eiſenbahntransportgefährdung be-
trägt ein Jahr Gefängnis, und zwar auch nur bei
Zubilligung mildernder Umſtände. Auf dieſes Mindeſtſtraf
maß mußte das Gericht leider erkennen. Es ſprach aber nicht
bedingte Verurteilung aus und brachte in der Begründung zum
Ausdruck, in der wiederholten Tat des Angeklagten habe eine
koloſſale Gefahr gelegen; auch zeugten die Taten von ſehr
gemeiner böswilliger Geſinnung.

Wegen Bandendiebſtahls waren vier 14 bis 16 jährige Bur-
ſchen von hier angeklagt. Sie begingen Ende vorigen Jahres
und Anfang dieſes Jahres gemeinſchaftlich eine röbeg An
zahl Diebereien. Als Tätigkeitsgebiet hatten ſie ſich den
Weihnachtsmarkt, Materialwarenladen, Geflügelhandlungen,
Fleiſcherläden und Reſtaurants ausgeſucht. Sie erbeuteten:-
VBücher, Puppen, einen goldenen Ring, Wurſtwaren. Kiſten mit
Bücklingen und Margarine, einen Haſen uſw. Auch Säcke und
leere Fäſſer nahmen ſie mit. Dann verſuchten ſie ſich an
Automaten und Ladentaſſen, meiſt ohne Erfolg. Jedoch er-
beuteten ſie einmal 78 Mk. Einen Teil der geſtohlenen Waren
verkauften ſie an eine Aufwärterin, die nun wegen Hehlerei
mit unter Anklage ſtand. Das Gericht nahm nicht Banden-
diebſtahl als vorliegend an; verurteilte aber die beiden Haupttäter zu je einem Jahre und acht Monaten Gefängnis. Die
anderen beiden wurden zu einem Jahre bezw. zehn Monaten
Gefängnis verurteilt und die Aufwärterin kam mit ſechs
Wochen Gefängnis davon.

Stadt Cheater.
Die ſchöne Galathe. Operette in einem Akt von Franzv. t 6. Man kann nicht ohne Bedauern der va2di en

Zuſtutzung antiker Stoffe, die einen tragiſchen Kern in ſich
bergen, zuſehen, ſelbſt wenn dieſe mit einer melodiöſen Muſikyerſehen wird, mag ſie nun von Suppé oder Offenbach ſein.
Die ſchöne Sage von dem Bildhauer Pygmalion, der ſeine
Statue ſo liebt, daß Aphrodite den kalten Stein in ein leben
diges Weſen verwandelt, welches ſeine Gattin wird, war für
den franzöſiſchen Librettiſten ein geeigneter Stoff für ein
paar witzige Szenen mit wirkſamer Situationskomik. Aber
ſchließlich wir ſind in der Operette und müſſen das äſthe-
tiſche Gewiſſen für eine Stunde ausſchalten. Suppés Muſik
iſt prickelnd und amüſant, die Stellen, wo der Komponiſt eine
gefühlvollere Sprache redet, ſind ſpärlich und ragen über den
Zuſchnitt des ganzen zu wenig hinaus, als daß man ſich über
ſie verbreiten ſollte. Wie dem auch ſei, die heutigen Operetten
komponiſten könnten manches von Suvpé lernen, namentlich
den Reiz und die Grazie, die auch dem Banalen den Schein des
Geiſtvollen gibt.

Die Aufführung wurde den Anforderungen im allgemeinen
gerecht, es wurde flott geſpielt, und ſo folgte das Publikum
den Vorgängen in dem pſeudoantiken Künſtleratelier mit ſicht-
lichem Vergnügen. Alice v. Boer ſang ſang die Galathé mit
müheloſer Technik und ließ im Spiel die leichtfüßige Behändig-
keit nicht vermiſſen. Mit dem Ganymed fand ſich Marie
Hausmann gut ab, ſo weit Spiel und Dialog in den Vorder-
grund traten die Stimme der beliebten Künſtlerin gab nicht
viel her. Als temperamentvoller Darſteller mit guten Stimm-
mitteln bewährte ſich Wilhelm Kayſer als Pygmalion. Nach
dem Forte hört man bei Herrn Kaiſer oft einen zu hohen
Tonſitz, der leicht zu' vermeiden wäre. Karl Stahlberg
machte aus dem HKunſtmäzen Mydas einen Judentyp, wie er.
in Witzblättern vorkommt, er hatte die Lacher auf ſeiner Seite.
Die ſtimmliche Leiſtung war ganz im Sinne der Parodie. Herr
Kapellmeiſter Riedel hielt das Orcheſter in ſtraffer Zucht.
An Stelle der brüchigen Hintergrundskuliſſe wäre eine yſere
am Platze-

Allerlei.
„Der Kaiſer, wie er iſt!“

Jn den Kreiſen der Bevölkerung, die noch nicht jeden Sinn
für Humor verloren haben, wird eine amtliche Notiz, ver
öffentlicht an der Spitze der Nordd. Allgem. Ztg., unge
trübte Heiterkeit auslöſen. Dieſes Produkt bureaukratiſcher
Verbohrtheit lautet:

„Jm Londoner Stand Magazine iſt unter dem Titel „Der
Kaiſer, wie er iſt“ eine feuilletoniſtiſche Schilderung der Per-
ſönlichkeit Kaiſer Wilhelms veröffentlicht worden, aus der
auch in viele deutſche Blätter Auszüge gehn ſind.Der Aufſatz gibt das Geſamtbild des Kaiſers in willkürlicher

Verzeichnung und enthält im einzelnen ſo viel unrichtige An
gaben daß der Titel richtiger lauten müßte: „Der Kaiſer wie
er nicht iſt. Gegen eine am Kopf des Artikels zu leſende Be
merkung, wonach er von Kaiſer Wilhelm ſelbſt beſonders ge
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herein Mißtrauen entſtehen. Wie wir erfahren, iſt dieſe An
gabe völlig aus der Luft gegriffen.“

Gegen eine che Schilderung die amtliche Demen-
tierſpritze in Bewegung zu ſetzen, iſt eine Leiſtung, die aller

die 457 r e r rgen ehlt nur n aus amtlicher er geſchildert worden wäre, wie Wilhelm r denn nun eigentlich iſt.

Jm Aeroplan nach dem Südpol.
au gemeldet wird, erklärte der Flieger Vedri-

nes einem Journaliſten, daß er die Abſicht habe, Ende dieſes
Je emeinſam mit dem bekannten rſchungsreiſenden

ean Charcot eine Expedition nach dem Südpol
im Aeroplan 4u unternehmen. Charcot hat bereits ſchon
einmal den Verſuch gemacht, den Südpol erreichen, doch gelang es ihm damals nur, bis auf 125 Meilen vom Pol ent
fernt vorzudringen. Vedrines erklärte, daß ſein Apparat zwei
Paffagiere, Oel und Lebensmittel für ein ganzes 58 anBord nehmen könne, und daß er daher degrüindere offnung
habe, ſein Ziel zu ereichen.

Vedrines, einer der erfolgreichſten franzöſiſchen Flieger,
hat übrigens am Freitag wieder eine Probe ſeines Könnensabgelegt. Bei einem Auſſtiege in Pau iſt er in einer Stunde
eine Strecke von 164 Kilometer 300 Meter geflogen. Das iſt
die größte Schnelligkeit, die von einem Flieger bisher erreicht
wurde

Kleines Allerlei. Der Wilhelmshavner Schutzmann Glauß,
der der Spionage beſchuldigt iſt und wegen Unterſchlagung
in London verhaftet und an Deutſchland ausgeliefert wurde,
iſt Sonnabend abend in das Auricher Gerichtsgefängnis ein-
geliefert worden. Eine Feuersbrunſt hat in Rangoon
(England) 45 große Lager und 18 Sägewerke zerſtört. Ein
kühnes Wagnis. Jn St. Louis hat der amerikaniſche
Kapitän Bèrry einen glänzenden Abſtieg aus einem Aeroplan
ausgeführt. Er erhob ſich als Paſſagier in einem Zweidecker
bis zu einer Höhe von 1500 Meter, löſte dann durch das Ge-
rippe des Aeroplans hindurch die Ringe eines Fallſchirmes
und ließ ſich fallen. Erſt nachdem er etwa 300 Meter abge
ſtürzt war, öffnete ſich der Fallſchirm und der Kapitän landete

Wie aus

vollſtändig unverſehrt.
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Aus der Provinz.
Zu den Landgemeindewahlen.

Bei den Landgemeindewahlen die im Monat März ſtattfinden
verſuchen in „gefährdeten“ Orten die Gegner der Sozialdemokratie
oft mit den abſonderlichſten und nicht immer einwandfreien
Mitteln, Erfolge der gehaßten ſozialdemokratiſchen Partei zu ver
hindern. Ein ſolches „Mittel“ iſt z. B. die Forderung, daß die
Wähler ſich „durch den Steuerzettel“ legitimieren ſollen.
Der Fall iſt durch das preußiſche Oberverwaltungsgericht bereits
entſchieden worden, und wir teilen ihn hier mit, um diesmal ähn
liche Praktiken von vornherein unmöglich zu machen

Bei den Gemeindevertreterwahlen in Roßberg, die am 10. März
1910 in der dritten Abteilung getätigt worden waren, wurden die
Kandidaten der „Grubenpartei“, der Bergverwalter Schlaube und
der Oberhäuer Kirſch gewählt. Sie erhielten jeder 217 Stimmen,
während ihre Gegenkandidaten 213 und 208 Stimmen erhielten.

Dieſe Wahlen wurden angefochten.
Das Oberverwaltungsgericht als letzte Jnſtanz erklärte die

Wahlen mit folgender Begründung für ungültig: Es frage ſich,
ob erhebliche Unregelmäßigkeiten bei der Wahl vorgekommen
ſeien, die das Reſultat hätten beeinfluſſen können. Das ſei an
zunehmen. Es ſeien nämlich eine ganze Anzahl Leute zurück
gewieſen worden, die ihren Steuerzettel nicht als Legiti-
mation vorweiſen konnten. Nun ſei aber als unzuläſſig
zu erachten, daß der Steuerzettel als alleinige Legitimation
gefordert werde. Andere ausreichende Legitimationen müßten
ebenfalls zugelaſſen werden. Ferner habe man Leute zurück
gewieſen, deren Namen man nicht alsbald in der Liſte ſand, auch
wenn ſie den Steuerzettel hatten. Bei dem Stimmenverhältnis,
und da die Zahl der Zurückgewieſenen nicht feſtſtehe, ſei mit der
Möglichkeit einer Beeinfluſſung des Wahlreſultats zu rechnen.

Uterteutſchenthal. Die Gemeindevertret er erteilten in
ihrer am 27. Februar abgehaltenen Sitzung dem Kaſſierer Ent
laſtung und wieſen ſodann einige Unterſtützungsanträge zurück.
Nachdem die Wohnungsangelegenheit der Steherſchen Eheleute zur
Zufriedenheit der alten Leute geregelt worden war, wurde be
ſchloſſen, die Freienfelderſtraße, die Grünſtraße, den Mühlweg, die
Bergſtraße, den h und die kleine und große Mittelſtraße
neu zu pflaſtern. Ferner wurde unter Ablehnung eines vom Amts
vorſteher gemachten Vorſchlags, der die Gründung einer freiwilligen
Feuerwehr fari Ziele hat, beſchloſſen, es bei der alten Regel zu
belaſſen, dafür aber den Bedienungsmannſchaften ſtatt 2, 3 Mark

Auch wurde s am neuen Teiche eine Waſſer-
pumpe anzubringen, um bei Feuersgefahr die Waſſertransport
gefäße ſchneller füllen zu können.

Erdeborn. Die Gelben an der Arbeit. Wenn unſere
Genoſſen etwa glauben ſollten, jetzt nach der Wahl gäbe es für ſie
e mehr zu tun und ſie könnten die Hände untätig in den
Schoß legen, dann ſollen ſie durch verſchiedene Vorgänge der
letzten er eines beſſeren belehrt werden. Kürzlich hat ſich hier
ein gelber Verein gebildet, der dem Arbeiter- Geſangverein den
Garaus zu machen ſich vorgenommen zu haben ſcheint. Am
17. März ſoll in einem der Arbeiterſchaft nicht zur Verfügung
ſtehenden Lokal eine Feſtlichkeit abgehalten werden, wobei man
auch die Markſtücke der organiſierten Arbeiter gern nehmen wird.
Es genügt wohl, wenn hervorgehoben wird, daß am 10. März
im Vereiuslokal der organiſierten Arbeiterſchaft Gelegenheit ge
ßer iſt, ſich unter Geſinnungsgenoſſen zu unterhalten. Zwar
hat ein auswärtiger Verein, der ebenfalls alles andere als Arbeiter
intereſſen vertritt, am gleichen Tage ein Konkurrenzunternehmen
im gegneriſchen Lokal arrangiert, aber jeder Genoſſe muß wiſſen
wohin er gehört und hat die Pflicht, die Gelben und ihren An-
hang zu meiden. Arbeiter, ihr ſeid gewarnt!

Schrablau. Das „berichtigende“ Stadtparlament.
Wir erhalten folgende Zuſchrift:

„Es wird um Aufnahme folgender Berichtigung des in Nr. 27
vom 2. Febr. er. enthaltenen Berichts über die Stadtverordneten
n vom 15. Janr. er., auf Grund des Preſſgeſetzes, hiermit
erſucht.

„Es iſt unwahr, daſfſ ſeitens des Kriegervereins ein Dring-
lichkeitsAntrag auf Beitrag zum Begräbniſſkoſten geſtellt
iſt. Ein Miſſverſtändniſſ darüber war ausgeſchloſſen;
auf eine diesbezügliche Anfrage ſeitens eines Stadtverordneten
wurde vom Magiſtratstiſch aus die ausdrückliche und deutliche
Erklärung abgegeben: daſſ erſtens ein Antrag ſeitens des
Kriegervereins nicht geſtellt iſt; zweitens, Verhandlungen zwiſchenden ſtädtiſchen Körperſchaften und dem Kriegerverein nicht ſtatt

gefunden haben.
Gegen die in Nr. 27. durch unwahre Schilderungen hervor-

gerufene Blosſtellung des achtbaren, finanziell kräftigen Krieger
vereins müſſen wir energiſch Front machen.

Schraplan, den 28. Febr. 1912.
Die Stadtverordneten-Verſammlung.

J. A. Schilling, Vorſteher.
Wir haben aus Billigkeitsgründen dieſer merkwürdigen Berichti-

nung Aufnahme gewährt, hinzufügen möchten wir aber, daß unſer
Gewährsmann dabei bleibt, daß die Erklärung vom Magiſtrats-
tiſch nicht in der fraglichen Sitzung gemacht wurde ſondern in der
daraufſolgenden. Auf welcher Seite der Jrrtum entſtanden iſt,
das zu unterſuchen, wollen wir unterlaſſen, da uns die welt-
erſchütternde Begebenheit nicht wichtig genug erſcheint. Warum
der „achtbare“ Schraplauer Kriegerverein nicht ſelbſt gegen ſeine
angebliche Bloßſtellung „energiſch Front“ machte, ſondern dem
Wortführer der Stadtväter mit dieſen Operationen betraute, iſt
übrigens höchſt merkwürdig. Kriegervereinler ſind doch ſonſt
nicht ſo!

Rieſtedt. Eiſenbahners Tod. Am Sonnabend
morgen, kurz nach Dienſtbeginn, verunglückte auf dem Sanger-
häuſer Güterbahnhof der Rangierer Robert Schlenſtedt
von hier tödlich. Schlenſtedt kam zwiſchen die Puffer, wodurch
ihm der Bruſtkaſten eingedrückt wurde und der Tod ſofort ein
trat. Der Verunglückte war 26 Jahre alt und hinterläßt Frau
und drei Kinder. T pend ſighet Miltwogerhauſen. Ein eaterabend findet am Mittwoch,de z Gia 8 der Schweizerhütte ſtatt. Zur Aufführung gelangt
Goethes herrliches Meiſterdrama Fauſt, u. zwar der 1. Teil. Die
Arbeiterſchaft Sangerhauſens wird ſich die günſtige Gelegenheit
zur Bereicherung ihres Wiſſens gewiß nicht entgehen laſſen. Die
Partei und Gewerkſchaftsgenoſſen können Eintrittskarten ſchon
heute beim Kartell und Parteivorſtand in Empfang nehmen.

Bitterfeld. Noch ein Unfall. Auf Grube Leopold kam
der Arbeiter Karl Schreiber aus Holzweißig in das Getriebe der
Seilbahn, wobei ihm zwei Finger der rechten Hand ſchwer ge-
quetſcht wurden. Der Verunglückte wurde dem Bergmannstroſt
in Halle zugeführt.

Ramſin. Zur Gemeindevertreter-Wahl wurde
in der letzten Mitgliederverſammklung Stellung genvmimen.
Als Kandidaten der zweiten Abteilung wurden aufgeſtellt
Maurer Alb. Henſe und Arbeiter Franz Zan de r, für die
dritte Abteilung kandidiert Karl Berger jun. Am 9. März

zu zahlen.

ſoll bei Schneider noch eine öffentliche Verſammlung ſtatt

eld über die Bedeutung der Gemeinderatswahl referieren
ird. Die Genoſſen wollen zu dieſer Verſammlung eine leb-

hafte Agitation, auch auf den Nachbarorten, entfalten.
Delitzſch. Konſervative Frechheit. Auf der Eſelswieſe

des Delitzſcher Tageblattes treibt ſeit einiger Zeit ein konſervativer
Anonymus ſein Unweſen, der den paar Hundert Kreisblattleſern
mit mehr Eifer als Geſchick vorzumachen ſucht, daß er die ſozial-
demokratiſche Parteipreſſe genau verfolgt. Obwohl der fidele
Federheld vom ſicheren Hinterhalt ſeine giftigen Pfeile gegen uns
verſchießt, iſt es doch nicht ſchwer zu erraten, wer hinter dem
konſervativen Fragezeichen und dem „unparteiiſchen“ kleinen n
ſteckt. Jn der Nummer 50 zieht der tapfere Held über unſere
Artikel: Ländliche Wohlfahrtspflege her und wendet ſich dann be
ſonders gegen unſer Leipziger Parteiorgan, das den Aufſatz von
uns übernommen hatte. Der in unſerem Bericht enthaltene Satz,
daß ſich der das Thema Ländliche Wohlfahrtspflege behandelnde
Redner ſeine Aufgabe ohne tiefer auf die ſozialen Verhältniſſe
unſerer Zeit einzugehen ſehr leicht gemacht habe, ſcheint den
Herrn ganz aus dem Häuschen gebracht zu haben. Weiter hatten
wir den Satz von 1.50 Mk. pro Tag, der an die Pflegerin gezahlt
werden ſoll, für die arbeitende Bevölkerung als zu hoch erklärt.
Auch dies iſt dem Einſender unfaßbar, obwohl jedem, deſſenFaſſungsvermögen intalt iſt, ohne weiteres klar ſein dürſte, daß
eine Arbeiterfamilie auf dem Lande 10.50 Mk. pro Woche für eine
Krankenpflegerin bei Nachtwachen erhöht ſich der Betrag noch
um 3.50 Mk. pro Woche nicht bezahlen kann. Folglich bleibt
auch der Vorſchlag des Pfarrers eine Halbheit oder höchſtens eine
Hilfe für die Beſitzenden. Ueber die Hauhaltungskurſe geht der
geheimnisvolle Schrifſteller ſehr ſchnell hinweg; nicht für not-
wendig hält er es hier, den Kreisblattleſern mitzuteilen, daß dieſe
Kochunterrichtsabende ſchlecht beſucht waren. Vielmehr poltert er
wie folgt weiter: „Daß die von der Sozialdemokratie geübte
„Wohlfahrtspflege auf dem Lande“ neben der Mäſtung
der Parteibudiker (auf dem Lande, wo man uns alle Säle
abtreibt! Red.) der Unterſtützung der Parteiblätter in der Locker-
machung der ſonſt ſo hoch geprieſenen „Arbeitergroſchen“ für die
Parteikaſſe beſteht, beweiſt der Jahresbericht des Delitzſcher Ge
werkſchaftskartells, das und dabei wird über die Not der Ar-
beiter ſonſt beweglich geklagt erſt im vorigen Jahre die Bei-
träge erhöht hat! Für die nächſte Zeit wird „eine Agitationstour“
aufs Land geplant, wo die Bemühungen, die Landarbeiter für die
Organiſation zu gewinnen nur „teilweiſe von Erfolg gekrönt
waren“. Hoffentlich kommt's dabei nicht wieder zu ſolchen
ſchlagenden Beweiſen ſozialdemokratiſcher Bruderliebe
wie neulich in Kömmlitz“.

Zunächſt behauptet der feige Frechdachs nach bekannter reichs-
verbändleriſcher Art, daß mit der Erhöhung der Kartellbeiträge
die Kaſſe der ſozialdemokratiſchen Partei gefüllt wird, ohne auch
nur den Schatten eines Beweiſes hierfür zu erbringen. Ferner
höhnt er darüber, daß die Agitation unter den Landarbeitern nicht
von vollem Erfolg gekrönt war, um zum Schluß die längſt richtig
geſtellte Kömmlitzer Angelegenheit mit ausgeſuchter Dreiſtigkeit
wieder hervorzuziehen. Auf dieſe patriotiſchen Halunkenſtreiche
gibt es nur eine Anktwort: „Hinaus aufs Land zu unſeren
Arbeitsbrüdern, und dieſelben für die Organiſation
gewonnen! Gelingt uns dieſes, dann dürfte unſeren Gegnern
die Luſt, in dieſer Weiſe über uns zu höhnen, ſehr bald vergehen

Zwei Tage ſpäter verſucht es ein hinter dem Buchſtaben „n“
ſich verbergender Einſender gegen denſelben Artikel loszureiten,
indem er behauptet, Lüge und Entſtellung hätten wie immer her-
halten müſſen, um den Leſern die Sache zu verekeln. (Daß die
„unparteiiſche' Delitzſcher Zeitung gleichfalls mit Vergnügen
ihre Spalten zur Aufnahme dieſer ſchäbigen Sudelei öffnete, ſei
nur der Vollſtändigkeit halber erwähnt. Zum Dank dafür wird
ihr ja in weiteſtem Maße ſeitens der organiſierten Arbeiterſchaft
Unterſtützung zu teil durch Abonnements und Zuwendung reich-
licher Jnſeratenaufträge.) An welcher Stelle unſeres Artikels
Lüge und Entſtellung zu finden ſind, das kann der Einſender aller-
dings ſelbſt nicht ſagen. Er behauptet vielmehr recht dreiſt, der
Kurſus koſte nur 4 Mk. Da ſcheint der Mann geſchlafen zu
haben als der Redner ſagte, daß allerdings noch 10 Mk. nötig
ſeien, um die Produkte, welche zur Herſtellung der Speiſen ge
braucht werden, zu kaufen. Selbſt einem Lehrer Hummel war
das zu viel, der erklärte, daß bei dieſem Betrage es den Dienſt-
mädchen auf dem Lande nicht möglich ſei, ſich an den Kurſen zu
beteiligen. Ferner wird behauptet, daß Herr Kohlmann nicht ge-
ſagt habe, der Kochunterricht ſei nur für Proletariermädchen ein-
gerichtet. Allerdings hat Herr Kohlmann nicht das Wort Prole-
tariermädchen gebraucht. Aber als der Referent hervorhoh, man
ſolle ſich nicht an einen beſonberen Stand halten, da ſagte Herr
Kohlmann: Wir haben uns ja gerade an die Fabrikmädchen, ſogar
an die Leitung induſtrieller Unternehmungen, z. B. an die Schoko-
ladenfabrik, gewendet, allerdings ſei der Beſuch nur ein ſchwacher
geweſen. „Jm letzten Kurſe waren nur noch Mädchen vom Lande
beteiligt.“ Wir möchten den anonymen Schreiberſeelen den guten
Rat geben, nicht abzuleugnen was nun einmal Tatſache iſt. Daß
es für konſervative „Schrifſteller“ unangenehm iſt, die Wahrheit
einzugeſtehen, wiſſen wir, aber wenn die Geſchichte gar zu arg
getrieben wird, dann klopfen wir den Herren eben die Pfötchen.

Wittenberg. Zur Arbeitszeit in den Gaſtwirtſchaften
macht die Polizeiverwaltung folgendes bekannt: Nachdem bei der
letzten Volkszählung feſtgeſtellt iſt, daß die Einwohnerzahl hieſiger
Stadt mehr als 20000 beträgt, muß den Gehilfen und Lehrlingen
in Gaſt- und Schankwirtſchaften nicht mehr in jeder 3., ſondern
bereits in jeder 2. Woche eine ununterbrochene Ruhezeit von
24 Stunden gewährt werden. Die beteiligten Arbeitgeber machen
wir mit dem Hinweis darauf aufmerkſam, daß den Gehilfen und
Lehrlingen in jeder dazwiſchen liegenden Woche eine ununter-
brochene Ruhezeit von mindeſtens 6 Stunden zwiſchen 8 Uhr
morgens und 10 Uhr abends gewährt werden muß, und zwar
außer der täglichen Ruhezeit, die für Perſonen über 16 Jahren
mindeſtens 8 Stunden und für ſolche unter 16 Jahre mindeſtens
9 Stunden betragen muß. Gehilfen und Lehrlinge unter 16 Jahre
dürfen während der Zeit von 10 Uhr abends bis 6 Uhr morgens
nicht beſchäftigt werden.

Herzberg. Die Furcht vor der Sozialdemokratie ver-
leitet manchen tapferen Patrioten zu ungeheuren Anſtrengungen,
um nur nicht den böſen Sozis zu verfallen. Eine ſolche Angſt
zeigt auch der hieſige teutſche Turnverein. Jn ſeiner letzten Ver
ſammlung nahm er einen Antrag an, der beſagt, daß eine Mehr
heit von fünf Sechſtel der Mitglieder notwendig ſei, um den
Turnverein in den Arbeiterturnerbund überzuführen. Bis jetzt
ſind dieſe Leutchen ja noch in der teurtſchen Turnerſchaft und
möchten auch immer darin bleiben. Aber die letzte Reichstagswahl
hat ihnen das Mark in den Knochen erzittern laſſen vor der
ſchrecklichen Möglichkeit, daß einige Arbeiter verſuchen möchten,
den patriotiſchen Firlefanz nicht mehr mitzumachen und den Verein
dorthin zu führen, wo er wirklich hingehört, nämlich in den
Arbeiterturnerbund. Wie rückſtändig der hieſige Turnverein iſt,
zeigt ſich in der Frage des Turnhallenbaues. Er verlangt ſämtlicheAbende in der Woche für ſich, wenn er zum Ban etwas zugeben

ſolle. Den Grund dazu glauben wir erraten zu können. Wir
verbffentlichten vor einiger Zeit eine Notiz, in welcher geſagt
wurde, ob ein Arbeiterturnverein wohl auch in dieſer von der
Stadt erbauten Turnhalle turnen könnte. Das Kreisblättchen
machte ſofort die Stadtverordneten ſcharf und der Verein machte
der Stadt einen Vorſchlag, daß er die Turnhalle bauen und dieſe
dem Magiſtrat an vigen Tagen zum Turnen der Schuljugend

t in welcher Stadtverordneter Genoſſe Men z elBitter Und dies alles jedenfalls nur ausur Verfügung ſtellen wolle.t eventuell auch die geplantengſt, daß ein Arbeiterturnvereinſtädtiſche Turnhalle benützen könnte.

Torgau. Die Stadtverordneten ſtimmten in ihrer am
Donnerstag ſtattgefundenen Sitzung dem Magiſtratsantrag auf
Bewilligung von 500 M. für das diesjährige Pferderennen zu.
Es hätte unſerer Meinung nach nichts geſchadet, wenn das ſchöne
Geld zu etwas Nützlicherem verwandt worden wäre. Dann ſetzte
eine lebhafte Debatte ein über das „dem Magiſtrat der Stadt
Torgau“ ron einer Frau Oehler zugewandte Vermächtnis in Höhe
von 10000 M. Der Magiſtrat will die Stadtverordneten von
der Mitbeſtimmung ausſchalten, weil in der Stiftungsurkunde
der Vermerk „Dem Magiſtrat uſw.“ enthalten ſei, wogegen die
Stadtväter zu proteſtieren wagten. Die Beſchlußfaſſung wurde
ſchließlich ausgeſetzt. Alsdann wurde dem Umban der Brücke bei
der Lünette Wolffersdorf zugeſtimmt, die Koſten betragen 5600
Mark. Ferner ſollen einſtweilen 75 bis 80 Meter auf der
Döbernſchenſtraße gepflaſtert werden. Die Herſtellung eines Tief-
brunnens am Waſſerturm zur Entlaſtung der Mehderihſcher
Waſſerleitung wird vorläufig verſchoben. 8Nachdem noch verſchiedene banliche Veränderungen auf dem
Waſſerwerk Mehderitzſch und Rittergut dem Mahihſchen zu-
geſtimmt worden war, kam man zur Beratung einer Petition
des ſozialdemokratiſchen Wahlvereins bezüglich Aufhebung des
Bürgerrechtsgeldes. Jn der Petition wird darauf hin-
gewieſen, daß die Erhebung der Gebühr ein alter Modus ſei, und
es einem großen Teil der Arbeiter unmöglich, wegen ſchlechten
Verdienſtes und fortgeſetzten Arbeitsloſigkeit das Bürgerrecht und
damit auch das Wahlrecht zu erwerben. In der Debatte bemerkte
der Stadtrat und Polizeichef Platz, „daß die Stadt alle Ein-
nahmequellen benutzen müſſe, die ihr zur Verfügung ſtänden.
Gerade diejenigen, von deren Seite die Petition käme, wolle wohl
Rechte haben, aber keine Pflichten übernehmen. Jm Vorjahre
wären allein 640 M. für Bürgerrechtsgeld eingenommen worden.
Auch wir ſtehen dem Standpunkt, daß die Stadt alle Einnahme-
quellen benutzen ſoll, ſo bald dieſelben nicht geeignet ſind, den
Minderbemittelten die Rechte zu verkümmern. Aber wie ſteht es
da mit den Ausgaben Man hätte doch die 500 M. für Pferde-
rennen ſtreichen können. Da wäre der größte Teil des Ausfalles
wieder gedeckt. Ferner konnte man die 200 M., die im Etat für
den Turnverein eingeſtellt ſind, ſtreichen. Die Petition verlangte,
die Stadtverordneten- Verſammlung möge den w. erſuchen
um Einbringung einer Vorlage, welche die Abſchaffung des
Bürgerrechtsgeldes zum Ziele hat. Mit 11 gegen 9 Stimmen
erklärten ſich die Stadtverordneten für Beibehaltung des Bürger-
rechtsgeldes. Jn einer weiteren Petition hatte der Verein um
Beſſerung der Straße nach dem Stahlwerk erſucht. Bei ſchlechtem
Wetter iſt die Straße, namentlich für die radfahrenden Arbeiter
kaum paſſierbar. Dieſem Erſuchen wurde ſtattgegeben; der
Magiſtrat ſoll eine Vorlage über Pflaſterung der Straße aus-
arbeiten. Sodann ſchritt man zur Beratung des Haushaltsetats.
Zum Kapitel Polizeiverwaltung wurde den Stadtverordneten
Kenntnis gegeben von der unberechtigten Auflöſung der Turner-
Verſammlung auf dem Königsbad. Stadtrat Platz verkeidigte
ſein Vorgehen als berechtigt und nannte ſchließlich das Verhalten
des Genoſſen Wirtz, des Unterzeichners der Petition in der
Turner-Verſammlung, ein ganz unerhörtes. Die Antwort dürfte
er wohl in der geſtrigen ProteſtVerſammlung vom Genoſſen
Liebknecht erhalten haben.

Annaburg. Aus der Genoſſenſchaftsbewegung. Der
Konſumverein hielt am 25. Februar ſeine Halbjahrs General
verſammlung ab. Aus dem Hericht des Geſchäftsführers über
das verfloſſene Halbjahr geht hervor, daß erhebliche Fortſchritte
gemacht worden ſind. Der Umſatz betrug 76 270,99 Mark gegen
65 126,64 Mk. im gleichen Zeitraum des Vorjahres, alſo ein Mehr
von 11 144,35 Mk. Die Mitgliederzahl iſt von 400 auf, 418 ge
ſtiegen. Da ſchon wieder 43 Aufnahmen zu verzeichnen ſind und
der Umſatz immer mehr ſteigt, ſah ſich die Verwaltung gezwungen,
einen Antrag auf Erweiterung des Geſchäfts vorzulegen. Es
wurde beſchloſſen, das Geſchäftslokal ſoweit auszubauen, wie es
irgend möglich iſt. Dann wurde eine Reſolution einſtimmig an-
genommen, welche gegen die geplante Ausnahmebeſteuerung der
Konſumvereine gerichtet iſt. Der Verein, der noch nicht ganz
neun Jahre beſteht, hatte noch nie eine ſolche ſtarke Mitglieder
aufnahme zu verzeichnen als in den Monaten Januar und Februar.
Ein Beweis dafür, daß man denſelben während des Wahlkampfes
nicht totzureden vermochte. Die Arbeiterſchaft von Annaburg
hat zum größten Teil erkennen gelernt, daß nur durch feſten
Zuſammenſchluß etwas zu erreichen iſt. Möge ſich dies Zuſammen-
gehörigkeitsgefühl auch auf anderen Gebieten der Arbeiterbewegnng
äußern.

Liebenwerda. Ueber ſchlechte Trinkwaſſerver-
hältniſſe klagen ſeit langem die Einwohner von Dons-
dorf, ohne daß bisher eine Wendung zum beſſeren einge-
treten wäre. Als vor Jahren der Tagebau der Grube Luiſe
in Betrieb genommen wurde, war es auch mit ver Waſſerver-
ſorgung im Dorfe zu Ende. Um dieſem Uebel ahzuhelfen,
legte die Grube eine Waſſerleitung, welche aus einem in der
Nähe der VBrikettfabrik belegenen Brunnen geſpeiſt wird.
Aber auch in dieſem Brunnen iſt wegen der Nähe des Tage-
baues nur wenig Waſſer vorhanden, weshalb man das Waſſer
des Grubenabflußgrabens zu Hilfe nimmt. Dicht am Graben-
rand befindet ſich ein Abort und eine Dunggrube. Das auf
ſolche Weiſe gewonnene Waſſer hat keinen guten Geſchmack,
es iſt ſehr hart und die mit demſelben gewaſchene Wäſche wird
nach einiger Zeit ganz gelb. Wir meinen, daß eine amtliche
Unterſuchung dieſes Mißſtandes ſehr angebracht wäre. Aber
auch die Einwohner, beſonders die Arbeiter, haben alle Urſache,
ſich aus ihrer Reſerve herauszuwagen, ſich der Organiſation
anzuſchließen, und die Arbeiterpreſſe zu leſen.

Elſterwerda. Aus der Gemeindeverwaltung. n der
am 27. vor. Mts. ſtattgefundenen ung der Stadtverordneten
gab der Vorſteher zunächſt eine kurze der im ver
gangenen Jahre zur Verhandlung gekommenen Vorlagen und teilte
mit, daß die Beſchwerdeführer gegen die Wahl unſeres Genoſſen
Schöne Klage beim Bezirksausſchuß erhoben hätten und er zur
Abgabe einer Gegenerklärung aufgefordert worden ſei. Der ſchon
mehrfach erwähnte Umbau des Rathauſes wurde einſtimmig gut-
geheißen und die 13630 Mk. betragenden Koſten bewilligt. Die
Arbeiten ſollen ausgeſchrieben werden. Das Kanaliſationsprojekt
hat umgearbeitet werden müſſen, da ſeitens der Regierung die
Rieſelfeldanlage nicht genehmigt wurde. Die Verſammlung ge
nehmigte ſodann das vom Kreiswieſenbaumeiſter ausgearbeitete
Projekt mit der Maßgabe, daß die Ausführung desſelben erſt er
folgen ſoll, wenn die Ueberſchüſſe der Sparkaſſe dazu verwendet
werden dürfen. Sodann wurde beſchloſſen, mit dem Elektri
zitätswerk darüber zu verhandeln, daß dieſes die Hälfte der An
lagekoſten von acht Lampen, die zur Nachtbeleuchtung benutzt
werden ſollen, übernimmt und nicht mehr als 104 Mk. jährlich
für Strom fordert. Nachdem zwei Grundſtücksangelegenheiten erledigt worden waren, genehmigte man den Anſch ß der Domäne

an die ſtädtiſche Waſſerleitung unter der Bedingung, daß die An
lage- und Unterhaltungskoſten vom Antragſteller getragen und
das Kubikmeter Waſſer mit 25 Pf. bezahlt wird. Um das läſtige
Bekleben der Hänſer zu beſeitigen, ſollen an den verkehrsreichſten
Punkten der Stadt Plakatſäulen, das Stück zu 53 Mk., errichtet
werden. Die Säulen werden auf 10 Jahre dem Manrermeiſter
Erfurth jun. gegen eine fünfprozentige Verzinſung der Anlage-
koſten überlaſſen die Erhebung der Gebühren iſt durch Tarif ge
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xegelt. Als dringend notwendig wurden folgende Arbeiten be
ſchleſſen: Jn der Weſtſtraße ſoll ein Bürgerſteig angelegt undvon der Heinrichſchen Fabrik bis zur Mittelſtra ſerner von

Dietrich u. Klotſche bis zur Packhofgaſſe und ich in der
Thiemig und Mittelſtraße ſollen Kanaliſationsrohre gelegt werden.
Vor der Bahnüberführung bis an die Adzweigung der Frauen
Forſtſtraße von der Bismarckſtraße ſoll ein 4 Meter breiter Fahr
damm gepflaſtert werden Die Koſten in Höhe von 10000 Mk.
ſollen darlehnsweiſe bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe aufgenommen
werden. Zum Schluß wurde eine Anfrage wegen Aufnahme ſchon
länger hier anſäſſiger Einwohner in die Bürgerrolle beantwortet.

Pröſen. Liebesdrama. Am Freitag nachmittag erſchoß auf
dem Schießplatze bei Zeithain ein junger Mann ſeine Geliebte und
dann ſich ſelbſt. Wie bis jetzt feſtgeſtellt werden konnte, ſtammt
das Mädchen aus Weißenfels und der junge Mann ſoll aus
Pröſen ſein. Aus Liebeskummer ſoll die Tat geſchehen ſein.

Berichtigung. Jn unſerer Meldung über die dieahrige
Muſterung hat ſich ein Fehler eingeſchlichen. Es muß heißen
Am 18. März haben ſich die Reſtanten des Jahrgangs 1890 ſowie
diejenigen des Jahrgangs 1891, deren Familiennamen mit dem
Anfangsbuchſtaben A bis einſchließlich G beginnen und der Jahr-
gang 1892 zu ſtellen, während am 19. März die Militärpflichtigen
des Jahrgangs 1891, deren Familiennamen mit dem Anfangsbuch-
ſtaben H bis 2 beginnen, ſich zu ſtellen haben.

Zur gefl. Beachtung! Der heutigen Geſamtauflage liegt ein
Proſpekt der Firm- Max Dultz, Berlin S0. 33, überKola-Dultz- Tabletten bei.

mit Eckstein-Zigaretten!
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Gewerkſchaftliches Dec. Hunackneine. Viele Jahre hatte man ſie im Rheine nicht
mehr geſehen, die ſogenannten Hungerſteine, bis ſie im vergangenen

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe. Sommer bei dem niedrigen Waſſerſtande des Stromes auf ein
Zur Lohnbewegu Schneidergewerbe mal wieder ſozuſagen aus der Tiefe emportauchten und ſich demter gung im Schneidergewerbe. Volte zeigten. Aber man ſieht ſie nicht gern, da ſie Hungersnot

Bis Sonnabend hatten, wie uns mitgeteilt wird, in Berlin 170 und Teuerung der Lebensmittel verkünden. Nur eine außer-Firmen die Forderungen bewilligt, in Bochum 40 und in gewöhnliche, Pnganhaltende Dürre, wie ſie das vergangen Jahr

Düſſeldorf, wo rund 300 Gehilfen beſchäftigt werden, 41. i vermag die r auch an Wag ger des
ewegun e ereiarbeiter in aſſers zu bringen und alsdann folgt naturgemäß, wie ſtets inr r Lu e e a z rankenthal iſt früheren Zeiten, die Teuerung. So war es auch das letzte Mal.

wart e Die anhaltende Dürre verurſachte mancherorts Mißernten, unddurch Tarifabſchluß beendet. Für die Betriebsarbeiter gilt bu wohl keinem iſt die Teuerung der Lebensmittel, welche ſofort einab 1. Januar 1913 die neunſtündige Arbeitszeit. Die Arbeits fetzte, unerwartet gekommen. Am empfindlichſten wurden unſere
zeit der Bierfahrer wird ſchon im Sommer um eine halbe Hausfrauen davon betroffen. Das Haushaltungsgeld reichte nicht
Stunde verkürzt. Die Löhne erhöhen ſich um 1,50 Mark bis mehr aus, ſodaß man gendtigt war, ſparſamer denn je zu wirt-
1,90 Mark pro Woche, rückwirkend ab 1. Januar und betragen ſchaften und für beſonders teure Naturprodukte billigere Erſatz
tarifmäßig 30 bis 34 Mark Einſtellungslohn und 32 bis 36 mittel zu verwenden. Bei der unerſchwinglichen teuren Natur-

Mark Höchſtlohn. ar Se die idänn e t Wo m man rren telle ie gleichgute einperle Margarine oderAchtung, Schuhmacher! Bei der Firma L. Greiner, Cocoſa Pflanzenbutter Margarine verwendete. Wer dieſe
Schuhfabrik, Jweibrücken, haben die Arbeiter der Zwicke- Marken noch nicht kennt, möge ſie verſuchen; ihre Qualität iſt
rei- und Ausputzabteilung wegen Lohndifferenzen die Ar- unerreicht.
beit eingeſtellt, nachdem die Firma gütliche Unterhand-
lungen abgelehnt hat und zwei Kommiſſionsmitglieder ſofort
entließ. Zuzug iſt ſtreng fernzuhalten.

Die erzgebirgiſchen Wirker ſind in eine Lohn-bewegung eingetreten. Sie ſtellen höhere Lohnforde- Ahbewahrte Nahrunod

rungen. fürkinderund Kranke

2 n l

reine tanzen- Butter
M GHSRIIEe. Man Werke Ourges a Prifeen Gmb. Goch. Rio
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tn l c c ann r m e e r e r rec e c reren eeeeereeerrteererereeeeu z J 3 J n Jüiwo d M dhends e Iff m von
Burgſtraße 27:

Kwuhe IFeutüge Verſſmmlung

Tagesordnung:
Hat a Cbrfvtentun Geotunn un Buttun verwreitt/

Referent: Herr Karl Thiel, Leiter des Univerſum, Nürnberg.
Freie Diskuffion. Freie Diskuſſion.Zu zahlreichem Beſuche ladet die geſamte Halleſche Einwohnerſchaft, ins

beſondere die Herren Pfarrer und Lehrer ein

Freidenker-Verein Halle a S.
Konsumverein Kköhnern

(eingetragene Genvoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht).

Sonntag den 10. März 1912 nachm. 3 Uhr im Hotel zur Preußiſchen Krone:

Außerordentl. Generalverſammlung.
Tagesordnung: 1. Wahl eines Vorſtandsmitgliedes (Kontrolleur). 2. Wahl

zweier Delegierten zum Unterverbandstage. 3. Geſchäftliches.
Anträge und Beſchwerden zur Generalverſammlung ſind mindeſtens drei Tage vor derſelben beim

Vorſitzenden des Aufſichtsrates einzureichen.
Der Auſſichtsrat: Paul Dohndorf, Vorſitzender.
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Goldperie
enthän ein reizendes pesktisches

33 Gecchen k.

Hängelampen
zu bedeutend herabgesetaten

Preisen.

C. F. Ritter, u
dauerhaft,Waſchgefäße, e

Zander, ae
Mitglied d. RabattSparVereins.
S Pferdeſtall F. Pf. mit od. o.S Wohn. z. I. 4. Leſſingſtr. 10. T. a r.EC kstei 1 S N F. 5 44 Cigaretten Morgen Mehr etag Carl Gentner, Göppingen.

von A. M. Eckstein Söhne, Dresden.
10 Stück 25 Pfg.

(tandarboit.)

Joh. Fisoher,cs. 2200 Arbefſtoer. Große Goſenſtraße 39.n MalkKulaturſtaſſen. Tabakregie. Miefelderſtraße 3. zu haben in der Gononnonnenn e Wanne ar
r e Gengſenſch. Buchdrug. E. G. m. b. Verleger vorm. Aug. Groh, ieht A. Jahn ig. Sämil. j. Halle a.
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